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Eröffnung durch Reinhard Silberberg, Staatssekretär des Auswär-
tigen Amts 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Blix, 
Exzellenzen, 
Meine sehr geehrten Damen und Herren,  
 
ich begrüße Sie herzlich zum Forum Glo-
bale Fragen im Auswärtigen Amt. Mein 
besonderes Willkommen gilt unseren Po-
diumsgästen und Panelisten, die sich die 
Zeit genommen haben, heute und morgen 
mit uns über „Neue Wege der Rüstungs-

kontrolle und Abrüstung“ zu diskutieren. 
Ich freue mich, dass wir so hervorragende 
Persönlichkeiten gewinnen konnten und 
bin dankbar, dass einige von ihnen eine 
Anreise von weither auf sich genommen 
haben.  
 
Mit dem seit Gründung im Jahr 1999 
nunmehr 16. Forum setzen wir eine statt-
liche Reihe aktueller Veranstaltungen 
fort, die sich mit den verschiedenen As-
pekten der Globalisierung und mit Fra-
gen, die unseren Erdball als Ganzes 
betreffen, auseinandersetzen. Für das 
Auswärtige Amt ist es der Versuch, ge-
meinsam mit anderen Akteuren aus Zi-
vilgesellschaft, Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft nach Antworten auf die 
großen Herausforderungen unserer Zeit 
zu suchen. Denn längst sind die Zeiten 
vorbei, in denen Regierungen sich zutrau-
ten, diese Antworten allein zu finden und 
umzusetzen. Komplexität und Ausmaß 
der globalen Herausforderungen mögen 
in den vergangenen Dekaden enorm ge-
wachsen sein. Aber auch unsere Mög-
lichkeiten, darauf zu reagieren, haben 
sich dank neuer Partnerschaften zwischen 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 
erweitert.  
 
Wenn wir in dieser Veranstaltung den 
Blick richten auf Themen der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle, dann folgen wir 
auch zahlreichen Anregungen, die aus Ih-
ren Reihen und insbesondere von der 
Deutschen Stiftung Friedensforschung an 
das Auswärtige Amt herangetragen wor-

den sind. Wir folgen diesen Anregungen 
gerne und wir sind der Deutschen Stif-
tung Friedensforschung, unserem Koope-
rationspartner bei dieser Veranstaltung, 
dankbar für die hervorragende Zusam-
menarbeit bei der Vorbereitung. 
 
Dank aussprechen möchte ich an dieser 
Stelle auch dem Deutschen Technischen 
Museum Berlin, das seine Räume für den 
Abendempfang zur Verfügung stellt. 
Kommen Sie heute abend dorthin, dann 
werden Sie verstehen, warum gerade die-
ser Ort zu diesem Thema gewählt wurde. 
 

Reinhard Silberberg 

 
Bei Abrüstung und Rüstungskontrolle 
nach neuen Wegen zu suchen, das bedeu-
tet nicht unbedingt, dass die alten Wege 
nicht weiterführen oder gar dass sie in die 
Irre geführt haben. Es ist mir deshalb 
wichtig, gleich zu Beginn eine gemein-
same Lesart für unser heutigesThema 
vorzuschlagen. 
 
Das Ende des Kalten Krieges war leider 
nicht der Beginn eines neuen friedvollen 
Zeitalters. Nur allzu rasch mussten wir 
erkennen, dass wir in einer Welt mit neu-
en und komplexeren Herausforderungen 
für unsere Sicherheit leben. Das Ende des 
Kalten Krieges war viel eher das Ende al-
ter Gewissheiten. Sind damit die Rüs-
tungskontrolle und die dazugehörigen 
Verträge und Instrumente, die wesentlich 



unter den Vorzeichen des Kalten Krieges 
entstanden sind, überholt? 
 
Meine klare Antwort darauf lautet: Nein.  
Unter den neuen sicherheitspolitischen 
Bedingungen geht es heute vielleicht 
noch mehr als je zuvor darum, Sicherheit 
auf der Grundlage gemeinsam definierter 
globaler Normen und im Wege der Zu-
sammenarbeit, anstelle von Abgrenzung 
und Konfrontation, zu schaffen. Dies ist 
es, worum es in der Rüstungskontrolle 
geht. Rüstungskontrolle zielt auf die vor-
ausschauende Verhütung von mit militä-
rischen Mitteln ausgetragenen Konflik-
ten.  
 
Es ist eine zentrale, auch heute noch gül-
tige Einsicht des Kalten Krieges, dass ei-
ne ungezügelte Rüstungskonkurrenz kei-
ne Sicherheit schafft. Vielmehr bedarf es 
gemeinsamer Regeln, auf Grundlage de-
rer militärische Macht eingehegt und eine 
langfristige Voraussetzung für die Ge-
währleistung von Sicherheit und Stabilität 
geschaffen wird. In globaler Perspektive 
bilden die multilateralen Verträge wie der 
nukleare Nichtverbreitungsvertrag die 
zentrale Normengrundlage. Diese müssen 
jedoch durch Absprachen auf regionaler 
Ebene ergänzt werden. 
 
Wie ist die Sicherheitslage heute? 
 
Die Sicherheitssituation in Europa hat 
sich in den letzten 20 Jahren dramatisch 
verändert. Die Bedrohung nuklearer Aus-
löschung, die das strategische Denken 
während des Kalten Krieges beherrscht 
hat, scheint überwunden. Unglücklicher-
weise scheint damit hier und da aber auch 
das öffentliche Bewusstsein für die Not-
wendigkeit der Erhaltung des geschaffe-
nen Rüstungskontroll-Acquis wie auch 
weiterer Anstrengungen im Bereich der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle verlo-
ren gegangen zu sein.  
 
Der 11. September 2001 hat uns dann 
drastisch die neuen Bedrohungen für un-
sere Sicherheit vor Augen geführt. Mit 

dem internationalen Terrorismus stehen 
wir seither einer ganz neuen Bedrohung 
gegenüber, die sich auch aus der grund-
sätzlichen Verfügbarkeit und der Prolife-
ration von Massenvernichtungs-waffen 
speist.  
 
Diese erhöhen das Gefahrenpotenzial be-
stehender Konflikte, machen sie weniger 
eingrenzbar. Regionale Konflikte be-
kommen eine überregionale, unter Um-
ständen sogar eine globale Dimension. 
Die Proliferation ist zu einer zunehmen-
den Bedrohung des internationalen Frie-
dens und der Sicherheit geworden, die 
unsere vermehrte Aufmerksamkeit erfor-
dert. 
 
Schließlich haben wir nach dem Ende der 
Ost-West Konfrontation das Fortbestehen 
alter und sogar das Aufbrechen neuer 
bewaffneter regionaler Konflikte erlebt. 
Die bestehenden Gefahren durch ungelös-
te regionale Konflikte mit potentiell glo-
balen Auswirkungen sind nicht gebannt. 
Sie scheinen vielmehr an Virulenz zuge-
nommen zu haben. 
 
Diesen neuen Herausforderungen und 
Gefahren muss sich die internationale 
Gemeinschaft gemeinsam stellen. Nur 
gemeinsam können wir ihnen wirksam 
begegnen. Heute muss mehr denn je gel-
ten:  Sicherheit ist unteilbar. Die neuen 
Gefahren betreffen uns in gleicher Weise, 
wir müssen sie gemeinsam und solida-
risch bekämpfen.  
 
Wenn wir heute aufgefordert sind, über 
neue Wege der Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle nachzudenken, dann aber im-
mer auf der Basis bestehender multilate-
raler Verträge und der darin verankerten 
gemeinsamen Normen. Um im Bild zu 
bleiben: Die Wege über die multilateralen 
Verträge sind weiter zielführend, wir soll-
ten uns aber um den Erhalt, Ausbau und 
wo nötig die Anpassung unseres Wege-
netzes kümmern.  
 



Oder, um auf die Frage die hinter dem 
Thema unserer Veranstaltung steht zu 
antworten – nein, die alten Wege haben 
weder in die Sackgasse noch in die Irre 
geführt. Wir müssen sie nur weiter aus-
bauen. Lassen Sie mich drei Gründe für 
die Unverzichtbarkeit dieses Ansatzes 
geben: 
 
Erstens: 
Es sind weiterhin die bestehenden multi-
lateralen Verträge, die die Grundlage le-
gen für eine kooperative Sicherheit. Sie 
legen die Basis für die Abrüstungsver-
pflichtungen der Staaten sowohl im Be-
reich der Massenvernichtungswaffen, al-
so nuklearen, biologischen und chemi-
schen Waffen, als auch im Bereich der 
konventionellen Rüstung.  
 
Zweitens: 
Es sind diese Instrumente, die überhaupt 
erst die rechtliche Legitimation für die 
Proliferationsbekämpfung schaffen, wie 
sie in der gemeinsamen Strategie der Eu-
ropäischen Union zur Bekämpfung von 
Massenvernichtungswaffen, den Initiati-
ven der G8 oder konkreten Maßnahmen, 
wie der sogenannten Proliferation Securi-

ty Initiative zum Ausdruck kommen.  
 
Drittens: 
Es sind diese Instrumente allein, die es 
der internationalen Gemeinschaft erlau-
ben, Staaten, die gegen sie verstoßen, zur 
Rechenschaft zu ziehen und ihnen mit der 
ganzen Autorität des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen zu begegnen. 
 
Die Europäische Union hat auf die be-
schriebenen neuen Herausforderungen 
mit der vom Europäischen Rat am 12. 
Dezember 2003 verabschiedeten EU-

Strategie gegen die Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen reagiert, die 
eine umfassende und kohärente Grundla-
ge für das gemeinsame Handeln der EU 
darstellt. Auch hier steht die Stärkung 
multilateraler Übereinkünfte im Mittel-
punkt: durch einen Ausbau der Verifika-
tions- und Durchsetzungsinstrumente, 

durch eine Stärkung der Export-
kontrollregime sowie durch den Ausbau 
der internationalen Zusammenarbeit.  
 
Während unserer Ratspräsidentschaft 
wollen wir dies unterstreichen, indem wir 
u.a dem 10-jährigen Bestehen des Che-
miewaffenübereinkommens und dem 40. 
Jahrestag des Weltraumvertrags besonde-
re Veranstaltungen widmen. Auch die 
heutige Veranstaltung steht in dieser Rei-
he. 
 

Das multilaterale Vertragssystem wird al-
lerdings in seiner Autorität untergraben, 
wenn die Bindungswirkung der Verträge 
mangels politischen Engagements zu ih-
rem Erhalt und zu ihrer Stärkung nach-
lässt, wenn Vertragspflichten und –rechte 
einseitig zugunsten bestimmter Staaten-
gruppen interpretiert werden. Das unbe-
friedigende Ergebnis der Überprüfungs-
konferenz des Nichtverbreitungsvertrags 
im Mai 2005 und die fehlende Einigung 
auf gemeinsame Formulierungen zu Ab-
rüstung und Nichtverbreitung im Ab-
schlussdokument des UN-Gipfels von 
2005 sind in dieser Hinsicht beunruhi-
gende Entwicklungen.  
 
Einmal mehr hat sich gezeigt, dass wir 
vor allem den Nichtverbreitungsvertrag 
nicht als bloßes Instrument der Bekämp-
fung von Proliferations begreifen dürfen. 
Diesem Vertrag liegt vielmehr ein Ge-
gengeschäft zugrunde, dessen Einhaltung 
von zentraler Bedeutung für den dauer-
haften Bestand des Vertragswerks ist: Im 
Gegenzug zum Verzicht auf den Besitz 
und Erwerb von Nuklearwaffen durch die 
Nicht-Nuklearwaffenstaaten haben sich 
die Nuklearwaffenstaaten zu nuklearer 
Abrüstung verpflichtet. 
 
Deshalb gilt es, nicht nur, wie im Falle 
von Iran und Nordkorea, mit aller zu Ge-
bote stehenden Entschlossenheit auf eine 
Einhaltung der Nichtverbreitungs-
verpflichtung des Vertrags hinzuwirken. 
Vielmehr brauchen wir auch ein neues 
Momentum bei der nuklearen Abrüstung. 



Dabei sind Fortschritte bei der Umset-
zung der abrüstungspolitischen Ver-
pflichtung keine Frage eines „Alles oder 
Nichts“; es gibt vielmehr keine realisti-
sche Alternative zu einem schrittweisen 
Voranschreiten. Die Vorwärtsbewegung 
wird aber dringend benötigt, wenn wir 
auf der anderen Seite bei der notwendi-
gen Proliferationsbekämpfung erfolgreich 
sein wollen.  
 
Die Agenda ist dabei in diesem Bereich 
bereits vorgezeichnet: Die 13 praktischen 
Schritte aus dem Abschlussdokument der 
Überprüfungskonferenz 2000 des Nicht-

verbreitungsvertrags enthalten die unver-
ändert notwendigen Maßnahmen für wei-
tere Abrüstungsfortschritte im nuklearen 
Bereich. Dazu gehört vor allem das ra-
sche Inkrafttreten des Atomtestverbots-
vertrags (CTBT) und die baldige Auf-
nahme von Verhandlungen über ein Ver-
bot der Produktion von nuklearem Spalt-
stoff für Waffenzwecke (Fissile Material 
Cut-off, FMCT). Daneben kommt auch 
Fortschritten bei der nuklearen Abrüstung 
insbesondere der beiden größten Nukle-
arwaffenbesitzerstaaten, Russland und 
USA, besondere Bedeutung zu. 
 
Neben der globalen Agenda muss unsere 
Aufmerksamkeit auch den rüstungs-
kontrollpolitischen Erfordernissen auf re-
gionaler Ebene gelten. In Europa haben 
wir hierzu ein ausgefeiltes Instrumentari-
um vor allem im Bereich der konventio-
nellen Rüstungskontrolle und der militä-
rischen Vertrauensbildung geschaffen. 
Diese Grundlage für einen „gemeinsamen 
Sicherheitsraum“ gilt es zu erhalten und 
an die veränderten Verhältnisse anzupas-
sen. Gleichzeitig sind aber auch erhebli-
che rüstungskontrollpolitische Defizite in 
anderen Weltregionen, insbesondere auch 
in potentiellen Konfliktregionen, erkenn-
bar. Diese müssen dringend behoben 
werden. 
Ein Blick auf die vorgesehenen Diskussi-
onen der kommenden zwei Tage zeigt, 
dass Raum für einen fast umfassenden 

Überblick bereitgestellt ist. Ich sage des-
halb „fast“, weil die chemische und bio-
logische Abrüstung mit Blick auf die be-
reits erwähnte spätere Veranstaltung zum 
Chemiewaffen-übereinkommen ausge-
klammert wurde. Ungeachtet der umfas-
senden Verbote zu Produktion, Besitz 
und Weitergabe, die ja bei chemischen 
und biologischen Waffen schon festgelegt 
sind, stehen wir auch hier weiter vor der 
Aufgabe, die Verträge universell gültig 
und im Fall des Biologischen Waffen-
überein-kommens auch verifizierbar zu 
machen. 
 
Nicht nur im Nahen und Mittleren Osten 
und in Süd- und Ostasien, Regionen den 
aufgrund der Aktualität zu Recht eigener 
Raum in ihren Diskussionen eingeräumt 
ist, müssen wir der Proliferation von 
Massenvernichtungswaffen entschlossen 
entgegentreten. Die internationale Ge-
schlossenheit in der Lösung des irani-
schen Nuklearproblems ist in dieser Hin-
sicht ermutigend. Im Fall Nordkorea deu-
ten sich vor dem Hintergrund einer ähnli-
chen Geschlossenheit erste Anzeichen ei-
ner Lösung an. In beiden Fällen sei daran 
erinnert, dass die Ansatzpunkte der Inter-
nationalen Gemeinschaft, diese Staaten 
von ihrem gefährlichen Weg abzubrin-
gen, eben nicht in einem einfachen 
„Recht des Stärkeren“ zu suchen sind, der 
seinen Willen durchsetzt. In beiden Fäl-
len bewegen wir uns auf der Grundlage 
des Nichtverbreitungsvertrags, der unter-
schiedlichen Abkommen der Internatio-
nalen Atomenergieorganisation sowie der 
Charta der Vereinten Nationen.  
 
Wir bewegen uns auf dem Boden multila-
teraler Vereinbarungen. Wir bewegen uns 
sozusagen auf sicherem Grund. Wenn Sie 
in den kommenden beiden Tagen über 
„Neue Wege der Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle sprechen“, sollten Sie die-
sen sicheren Grund nicht aus den Augen 
verlieren.  
 
 



Begrüßung und Einführung des Impulsreferenten durch 
Prof.  Volker Rittberger, Vorsitzender der Deutschen Stiftung 
Friedensforschung 
 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär 
Silberberg, 
Sehr verehrter Herr Dr. Blix, 
Meine Damen und Herren, 
 
es ist mir eine besondere Ehre und 
außerordentliche Freude, Sie im 
Namen der Deutschen Stiftung 
Friedensforschung, die das 16. Fo-
rum Globale Fragen mit veranstal-
tet, zu begrüßen und Ihnen den Eh-
rengast und Impulsreferenten dieses 
Forums Globale Fragen, Herrn Dr. 
Hans Blix, vorstellen zu dürfen. 
 

 
Volker Rittberger 

 
Die Themenstellung dieses Forums 
Globale Fragen, „Neue Wege der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung“, 
wird in der politischen Öffentlich-
keit zumindest seit dem Ende des 

Ost-West-Konflikts oft stiefmütter-
lich behandelt. Nur bei besonderen 
Ereignissen, wenn zum Beispiel 
Nordkorea eine Atombombe testet, 
China einen Satelliten im Weltraum 
abschießt, die Gespräche über das 
iranische Nuklearprogramm ergeb-
nislos zu verlaufen drohen oder 
zwischen Russland und den USA 
ein Streit über die Stationierung 
von Raketenabwehrsystemen in 
Ostmitteleuropa entbrennt, richten 
sich die Augen der Welt schlag-
lichtartig auf diese friedenspolitisch 
bedeutsamen Themen. Langfristige 
Rüstungsdynamiken und eher im 
Verborgenen sich entwickelnde 
Bedrohungen oder Risiken bleiben 
dagegen häufig unbeachtet oder so-
gar unerkannt.  
 
Es ist deshalb kein Zufall, dass die 
Deutsche Stiftung Friedensfor-
schung einen nicht unerheblichen 
Teil ihrer Aktivitäten und Ressour-
cen auf die Förderung von Projek-
ten verwendet, die dazu bestimmt 
sind, Fragen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle systematisch zu 
erforschen und politikrelevante 
Handlungsempfehlungen zu erar-
beiten. Seit der Aufnahme ihrer 
Fördertätigkeit im August 2001 un-
terstützte die Stiftung insgesamt 
sieben größere Forschungsvorha-
ben in diesem Schwerpunkt, die 
sich vor allem mit Themen der prä-
ventiven Rüstungskontrolle befass-
ten. Hierzu zählen Untersuchungen 
über rüstungsrelevante Entwick-



lungen in der Nano- und Biotech-
nologie ebenso wie über das desta-
bilisierende und friedensgefährden-
de Potenzial einer fortschreitenden 
Weltraumbewaffnung. Die Bedeut-
ung dieses Förderschwerpunkts 
spiegelt sich auch darin wider, dass 
im Jahr 2006 mit Fördergeldern der 
DSF die Carl Friedrich von Weiz-
säcker-Stiftungsprofessur „Natur-
wissenschaft und Friedens-
forschung“ an der Universität 
Hamburg eingerichtet werden 
konnte.  
 
Zu den Förderzielen der Stiftung 
gehört es ferner, nicht nur neue 
wissenschaftlich fundierte Erkennt-
nisse generieren zu helfen, sondern 
die Fragestellungen und Ergebnisse 
der Friedens- und Konflikt-
forschung, namentlich der von ihr 
geförderten Forschungsvorhaben, 
auch in die politische Praxis zu 
vermitteln und in das öffentliche 
Bewusstsein zu heben. Veranstal-
tungen, wie das Forum Globale 
Fragen, bieten hierfür eine ausge-
zeichnete Gelegenheit. Die Stiftung 
erhofft sich so, die Vernetzung 
zwischen Wissenschaft und Praxis 
zu stärken und Impulse für neue I-
nitiativen in der Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollpolitik zu geben. 
Gerade jetzt, da Deutschland mit 
der doppelten Präsidentschaft im 
Rat der Europäischen Union und in 
der G 8 eine herausragende interna-
tionale Rolle zukommt, besteht für 
die Bundesregierung die Möglich-
keit, sich dafür einzusetzen, dass 
dem Thema „Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle“ wieder ein höherer 
Stellenwert auf der Tagesordnung 

der internationalen Friedenspolitik 
eingeräumt und mit größerem 
Nachdruck auf den zügigen Ab-
schluss, das rasche Inkrafttreten 
oder die effektivere Implementation 
von Rüstungskontroll- bzw. Abrüs-
tungsabkommen hingewirkt wird. 
Mehrere Äußerungen von Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier 
aus der jüngeren Vergangenheit 
lassen darauf schließen, dass die 
Bundesregierung gewillt zu sein 
scheint, diese Gelegenheit beim 
Schopfe zu packen. 

 
Es gibt keinen Grund anzunehmen, 
dass der Ruf nach neuen Abrüs-
tungsinitiativen ungehört verhallen 
wird, denn auch andere Staaten 
sind sich der Wichtigkeit dieses 
Themas wohl bewusst, wie die 
jüngst unterzeichnete Osloer Ver-
einbarung zum Verzicht auf Streu-
munition erkennen lässt. Auch die 
Zusammensetzung der Diskussi-
onsrunden dieses Forums mit inter-
national anerkannten Referentinnen 
und Referenten illustriert dies mehr 
als deutlich. Ihnen, den Expertin-
nen und Experten, die mit großem 
Entgegenkommen auf unsere An-
frage geantwortet und sich bereit 
gefunden haben, Ihre Analysen und 
Einsichten zu präsentieren, möchte 
ich schon im Voraus sehr herzlich 
für Ihr Mitwirken danken. Ein be-
sonderes Dankeschön geht natür-
lich an unseren Mitveranstalter und 
Gastgeber, das Auswärtige Amt. 
Der Arbeitsstab Globale Fragen 
und sein Leiter, Herr Christian 
Much, haben das Konferenzthema 
inhaltlich gemeinsam mit der DSF 



abgestimmt und das Gros der orga-
nisatorischen Vorbereitungen ge-
leistet. 
 
Den inhaltlichen Einstieg in dieses 
Forum Globale Fragen wird eine 
Persönlichkeit übernehmen, die für 
diese Aufgabe wohl wie keine 
zweite geeignet ist. Man kann sie 
getrost als unseren Wunsch-
kandidaten für das diese Veranstal-
tung auf Kurs bringende Impulsre-
ferat bezeichnen. Ich freue mich 
daher sehr, dass Sie, Herr Dr. Blix, 
unserer Einladung gefolgt sind und 
zu uns über die Bedrohungen, die 
heute von Massenvernichtungswaf-
fen ausgehen, und über mögliche 
Gegenmaßnahmen, mit denen diese 
Gefahr eingedämmt werden kann, 
sprechen werden. 

 
Warum Hans Blix hierfür beson-
ders prädestiniert ist, wird aus sei-
nem eindrucksvollen Lebenslauf 
mehr als deutlich. Er wurde 1928 
im schwedischen Uppsala geboren, 
wo er später Rechtswissenschaften 
studierte und 1959 mit einer völker-
rechtlichen Dissertation promoviert 
wurde. Damit waren ihm bereits 
zwei Merkmale zu eigen, die seinen 
späteren Werdegang im System der 
Vereinten Nationen quasi vorzeich-
neten: Schwede und Jurist, eine 
Kombination, die sich innerhalb der 
Vereinten Nationen als perfekte 
Ausgangslage für eine erfolgreiche 
Karriere erwiesen hat.  

 
Nur folgerichtig war Dr. Blix nach 
einer kurzen Zeit als Dozent an der 
Universität Stockholm von den frü-

hen 1960er bis zu den frühen 
1980er Jahren Mitglied der schwe-
dischen Delegation zur Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen. 
1963 trat er in das schwedische 
Außenministerium ein, wo er 1976 
zum Unterstaatssekretär für Ent-
wicklungskooperation berufen und 
von Ministerpräsident Ola Ullsten 
1978 zum schwedischen Außenmi-
nister ernannt wurde. Schon in die-
ser frühen Phase seiner Karriere be-
fasste sich Dr. Blix immer wieder 
mit Fragen der Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle. So war er über viele 
Jahre hinweg auch Mitglied der 
schwedischen Delegation zur Gen-
fer Abrüstungskonferenz. 1981 
wurde er schließlich zum General-
direktor der Internationalen Atom-
Energie-Behörde (IAEA) gewählt, 
die er in den nächsten 16 Jahren lei-
ten sollte.  
 
Vor fast genau sieben Jahren, am 1. 
März 2000, trat er seine zweifellos 
schwierigste Aufgabe an: er wurde 
Vorsitzender der neu geschaffenen 
United Nations Monitoring, Verifi-

cation and Inspection Commission 
(UNMOVIC), die überprüfen soll-
te, ob der Irak seinen internationa-
len Verpflichtungen zum Abbau 
seines Potenzials an Massenver-
nichtungswaffen nachgekommen 
ist bzw. nachkommt. In dieser 
Funktion wurde Dr. Blix mehr als 
nur der Vorsitzende einer der so 
zahlreichen Kommissionen der 
Vereinten Nationen. Insbesondere 
als die Kontroverse über militäri-
sche Maßnahmen gegen den Irak 
im Frühjahr 2003 ihren Höhepunkt 
erreichte, wurde sein Name zum 



Synonym für das Streben nach Ab-
rüstung unter internationaler Auf-
sicht und zum Sinnbild für die 
Hoffnung auf eine diplomatische 
Lösung des Konflikts. Bei der Ver-
leihung des Hessischen Friedens-
preises im Jahr 2004 wurde Hans 
Blix zu Recht als Persönlichkeit 
gewürdigt, die „mit Glaubwürdig-
keit, Geradlinigkeit und Unbeirr-
barkeit einen Weg geht, der nur ein 
Ziel hat: Konflikte zu vermeiden 
und friedliche Lösungen zu fin-
den“. 
 
Dr. Hans Blix beendete seine Auf-
gabe bei der UNMOVIC am 30. 
Juni 2003. Aber er hat sich nach 
seinen öffentlichkeitswirksamen 
Auftritten vor dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen nicht ein-
fach in den Ruhestand verabschie-
det. Im Gegenteil: Den Vereinten 
Nationen fühlt er sich weiterhin eng 
verbunden. Erst im vergangenen 
November wurde er zum Präsiden-
ten des Dachverbandes der VN-
Gesellschaften (WFUNA) gewählt. 
Auch das Thema „Abrüstung und 
Rüstungskontrolle“ hat er noch 
nicht „zu den Akten“ gelegt, son-
dern bemüht sich nachdrücklich 

darum, es im Bewusstsein der in-
ternationalen Staatengemeinschaft 
und der Weltöffentlichkeit zu hal-
ten. Seit Dezember 2003 ist er Vor-
sitzender der Weapons of Mass De-

struction Commission (WMDC). 
Diese von den Vereinten Nationen 
und der schwedischen Regierung 
eingesetzte unabhängige Kommis-
sion hat am 1. Juni des vergange-
nen Jahres ihren vielbeachteten Be-
richt Weapons of Terror - Freeing 

the World of Nuclear, Biological 

and Chemical Arms vorgelegt. Das 
Dokument gibt insgesamt sechzig 
politikrelevante Empfehlungen, wie 
die Bedrohungen, die von diesen 
Waffen ausgehen, gemindert wer-
den können. Den Bericht und seine 
Vorschläge kann uns der federfüh-
rende Autor und Kommissionsvor-
sitzende sicherlich am besten selbst 
erläutern. Darum bitte ich Sie, ver-
ehrter Herr Dr. Blix, nun ganz herz-
lich, mit Ihrem Impulsreferat zu 
beginnen. 
 
 
 
 
 



Impulsreferat von Dr. Hans Blix, Vositzender der Weapons of 
Mass Destruction Commission, Stockholm 
  

Time for a revival of disarmament 
 
Ladies and Gentlemen, 
 
Last year Kofi Annan noted that the 
world is “sleep walking” into new arms 
races.  He was right. 
 
Not long ago we read about the plans for 
monitoring and intercepting installations 
in Poland and the Czech Republic as a 
part of the US missile shield. American 
diplomats were sent to explain to worried 
Russians that these installations near 
Russia are only to guard against possible 
Iranian and North Korean missiles and 
have nothing to do with Russia.  
 
This dialogue is evidently not about dis-
armament. 
 
Nor does the British government sound as 
if it were moving toward disarmament 
when it is proposing a new nuclear 
weapon program to follow the Trident 
and last far into this century. The same 
can be said of the scenario in the US for 
the production of a new standard nuclear 
weapon – the “Bombplex” – reportedly to 
the tune of 150 billion dollars (considered 
a low figure by the GAO). 
 
World military expenses stood last year at 
1.200 000 billion dollars – about half of it 
American.  This year, 2007, the US gov-
ernment is proposing a military budget of 
$ 623 bn. 
 
The US National Security Strategy  pub-
lished in 2006 begins with the words 
“America is at war…”; and President 
Bush said in 2005 that 9/11 was the Pearl 
Harbour of the Third World War. The 
foremost task, we are told, is to prevent 
the worst weapons getting into the worst 
hands – rogue states and terrorists. 

We know that small-caliber weapons are 
the ones actually killing in current con-
flicts but which are the “worst” weapons? 
 
How has the world sought to tackle the 
weapons of mass destruction? 
 
After WWII comprehensive conventions 
have confirmed not only the prohibition 
of use of biological and chemical weap-
ons but extended the ban to cover produc-
tion and stocking. The conventions apply 
equally to all states parties and all big 
military powers are parties.  
 

The BWC was an initiative of President 
Nixon. It was concluded in 1972, a time 
during which the Soviet Union would not 
accept any on site inspection. We now 
know that this weakness enabled the So-
viet Union – undisturbed by any inspec-
tions – to develop a large BW program in 
violation of the convention and that Iraq 
under Saddam Hussein did the same in 
the 1980s. 
 

We also know that the weakness remains. 
At a review conference of the BWC in 
2001 the US flatly rejected proposals to 
add procedures for inspection and verifi-
cation that had been long in preparation.  
The review conference of the BWC late 
last year was less contentious than the 
one in 2001 and raises some hope that 
new efforts involving a multifaceted ap-
proach may lead to a strengthening of the 
convention. 
 

The CWC was concluded in 1993 after 
decades of negotiations. While there is 
problems of timely destruction of stocks 
and of the universality of the Convention 
it is on track. 
 

The world has been less ambitious – at 
any rate less successful – in tackling nu-



clear weapons. During the Cold War 
people marched in the streets and feared 
what was termed MAD – mutually as-
sured destruction – in a nuclear exchange 
between the United States and the Soviet 
Union. There was anguish and although 
the approach was fragmentary a good 
deal of action was taken to reduce the 
threat.  
 

First of all important bilateral agreements 
were reached between the two military 
superpowers. 
 

It was further agreed early not to place 
nuclear weapons in the Antarctic, on the 
sea bed or in outer space and the partial 
test ban treaty, concluded in 1963, 
stopped the testing of nuclear weapons in 
the atmosphere and thereby prevented ra-
dioactive fall out. 
 

The treaty comprehensively banning nu-
clear weapons tests was adopted in 1996 
and India and Pakistan were condemned 
by the Security Council in 1998 for their 
nuclear tests.  
 
In 1996 the International Court of Justice 
gave an advisory opinion that sees a very 
limited scope for a legal use of nuclear 
weapons but no comprehensive treaty ban 
has been accepted like the BWC and the 
CWC.  
 
The key agreement is instead the Non 
Proliferation Treaty of 1968 under which 
all non-nuclear weapon states were in-
vited to renounce nuclear weapons and 
accept international inspection. The then 
five nuclear weapons states were invited 
to commit themselves to nuclear disar-
mament and to facilitate the transfer of 
nuclear technology to non nuclear 
weapon states parties.  
 
If all the states of the world had joined 
the treaty and fulfilled the obligations 
they undertook this double bargain would 
have brought us to a nuclear weapon free 
world. 

The Nonproliferation Treaty has in many 
respects been a very successful treaty. All 
states in the world have adhered to it, ex-
cept India, Pakistan and Israel that have 
developed nuclear weapons. North Korea 
withdrew from the treaty in 2002.  On the 
other hand, Byelorussia, Kazakhstan and 
the Ukraine transferred the nuclear weap-
ons they had to Russia and South Africa 
dismantled its nuclear weapons.   
 

Hans Blix 

 
The Nonproliferation Treaty has come 
under increasing strain, however, for two 
main reasons. Many non-nuclear weapon 
states have over the years become in-
creasingly dissatisfied that the nuclear 
weapon states parties are not moving se-
riously to disarmament. Nuclear weapon 
states point to the reduction in their 
stockpiles and to the violations of the 
treaty by Iraq, Libya. 
 
In the US the doctrine of counter-
proliferation emerged allowing US action 
– even military action and unilateral ac-
tion – to prevent proliferation.  The in-
spections of the IAEA after the Gulf War 
in 1991 had shown that lraq had not been 
restrained by its adherence to the Nonpro-
liferation Treaty.  The conclusion was 
that this treaty – and perhaps other trea-
ties – might be respected by the ‘good 
guys’ and ignored by the  ‘bad guys’. In 



the same way, doubts also arose regard-
ing the value of international inspection 
although it was precisely IAEA inspec-
tions that revealed in 1992 that North Ko-
rea had not declared all the Pu it had pro-
duced.  
 
Nevertheless, in 1995 the Nonprolifera-
tion Treaty was prolonged without any 
expiration date and the nuclear weapon 
states parties confirmed the obligations 
they had undertaken to negotiate toward 
disarmament. Without that commitment – 
which was spelled out in 13 steps at the 
review conference in 2000 – the prolon-
gation would not have been approved. 
 
In 1995 there were great hopes that after 
the long years of the Cold War the world 
would, indeed, move toward disarmament 
and better international cooperation. The 
five permanent members of the Security 
Council now cooperated and vetoes were 
not automatic, The Gulf War to stop 
Iraq’s aggression against Kuwait had 
been an unprecedented action authorized 
by the Council and actively supported by 
the whole world.  
 
President Bush had talked about a ‘new 
international order’. 
 
The hopes have been dashed one after the 
other: the comprehensive test ban treaty 
was rejected by the US Senate, the pro-
jected Cut-off treaty has not gone any-
where, and no progress has been made in 
the elimination of nuclear weapons in the 
Middle East.  
 
Then came the Iraq war in 2003. Al-
though UNMOVIC had carried out some 
700 inspection in some 500 locations and 
found no WMD the US and UK main-
tained that there were such weapons and 
presented what has later been called 
“faith based” evidence (actually even 
fake based) evidence.   
Truth was not the only casualty. Global 
cooperation, the UN Charter and the new 

international order, which President Bush 
had hailed were also casualties.  
 
The Alliance of Willing States launched 
the armed action on Iraq without there 
being any armed attack by Iraq (as there 
had been in 1990) and without Security 
Council authorization. 
 
However, the action was in line with the 
US National Security  Strategy that had 
been published in September 2002 and 
that stated that a limitation of the right to 
use armed force in self-defense to cases 
where “armed attacks” were occurring or 
were “imminent”  would be insufficient 
in the era of missiles and terrorists. 
 
As I see it, the 2002 strategy and the 2003 
war show that the US  administration  
said good bye to the restrictions laid 
down in San Fransisco on the use of force  
(art. 2:4 and 51 of the UN Charter) – at 
least as regards actions to stop the devel-
opment of weapons of mass destruction.  
 
The US Administration may have thought 
of itself as a global sheriff able – unlike 
the UN – to act responsibly and force-
fully to avert threats.  Let me quote the 
US National Defense Strategy of 2005:  
 
“The end of the cold war and our capac-

ity to influence global evens open the 

prospects for a new and peaceful system 

in the world.” (p.5).  
 
Another quote from the same document 
shows that “international fora” – includ-
ing, one would assume the United Na-
tions – were seen mainly as obstacles on 
the road to the peaceful system envis-
aged.  I quote again: 
 
“Our strength as a nation will continue 

to be challenged by those who employ a 

strategy of the weak using international 

fora, judicial processes, and terror-

ism.”(p.5). 
 



It is not, I think, respect for the UN Char-
ter limitations on the use of armed force 
that have so far stood in the way of mis-
sile attacks on Iran. The new international 
order about which President Bush spoke 
in 1991 is forgotten: UN SC consent may 
now be seen as desirable for public inter-
national relations – but no more. 
 
In 2005, the Nonproliferation Treaty re-
view conference could not even come to 
a final declaration. Nuclear weapon states 
brushed aside the commitments made in 
1995 and 2000 and non-nuclear weapon 
states blocked agreement on other mat-
ters. Bitterness and complete stalemate 
resulted. 
 
The UN GA summit later in 2005 could 
not agree to put a single line  about dis-
armament or non – proliferation in its 
declaration and the negotiating instru-
ment of the UN – the CD in Geneva -- 
has not been able to agree on a work pro-
gram for some ten years. 
 
Threat Reduction Programs, Security 
Council Resolution 1540, the Prolifera-
tion Security Initiative (PSI) and various 
schemes to discourage (or even to pre-
vent) widespread fuel cycle activities all 
bring some novel (mostly positive) action 
and may be of help in the field of non-
proliferation. They do not, I think, take us 
forward in the field of disarmament, nor 
were they meant to do so. 
 
Is this then a moment and a climate for 
disarmament?  
 
Last year an international commission 
that I chaired  presented a report in which 
it unanimously answered yes to that ques-
tion and submitted 60 concrete proposals 
for governments, think tanks, media, stu-
dents and the public to consider: 
 
Weapons of Terror: Freeing the World of 
Nuclear, Biological and Chemical Arms. 
(www.wmdcommission.org) 
 

The commission did not suggest that hu-
man kind has become any kinder or wiser 
but  it did say that the greater proximity 
between nations and their accelerating in-
terdependence are factors that make ac-
tive multilateral cooperation indispensa-
ble and inevitable:  
 
We must co-operate internationally to de-
fend ourselves against global contagious 
diseases, like avian flu and SARS, to pro-
tect the global environment, and to man-
age and develop the global economy etc.  
 
The growing integration – globalization – 
also makes armed conflicts less likely. 
 
In the past, wars were mostly linked to 
conflicts about borders, territory, religion 
or ideology. Although today there still are 
such conflicts in Africa and the Middle 
East, the big powers do not have signifi-
cant controversies about borders and ter-
ritory and the status of Taiwan is being 
handled with prudence. There are also no 
longer ideological controversies. All big 
powers are now practicing various brands 
of market economy.  
 
As a contrast to the statements that World 
War III began on 9/11 I might cite the 
UN Undersecretary for Peace Keeping, 
Mr. Guehenno. In 2005 he noted  
 
that there were about 25 armed conflicts 
in the world, down from more than 50 in 
the early 1990s; 
 
that most armed conflicts in the world to-
day are civil wars; and  
 
that the number of people killed in battle 
in the world was at a hundred year low. 
Hopeful reading! I could have added that 
right now over 100 000 blue helmets and 
other UN staff are deployed in a large 
number of peace keeping operations. The 
annual cost is some $ 5 bn, which may 
sound like a lot of money but seems a 
bargain when you consider the costs they 
save in lives and resources. 



International relations are very far from 
sunshine but I, for one, think  that the end 
of the Cold War brought a drastic change 
in the world political climate and re-
moved the major possible causes of a 
conflagration directly involving the big 
powers.  
 
Even though the sleep walking into new 
arms races is very worrisome, the change 
in big power relations has resulted in the 
scrapping of a large number of nuclear 
warheads – from some 55 000 at the peak 
of the Cold War to some 27 000 now. An 
elimination of redundancy, many will 
say, but an important reduction neverthe-
less. 
 
Let me elaborate a little on the global and 
regional change in political climate. 
 
Between members of the European Union 
the use of armed force is now unthink-
able. The Union was meant to be, and is, 
above all, a peace project. 
 
I think it is safe to say also that Latin 
America, which has had many wars in the 
past, has passed that stage for good. 
 
The world had many wars of independ-
ence in the past century, but we need not 
expect many more. 
 
Another matter is that armed conflicts 
erupt and recur in areas where borders 
have not well settled and territory is in 
dispute, in particular in Africa and the 
Middle East.   
 
So what are conflicts abourt to-day and 
are current levels of armament meanig-
ful? 
 
Clearly today’s Washington is looking at 
the rapid economic growth of giant China 
and China and Russia are concerned 
about the tremendous US military power 
and its growing global presence. They 
want to preserve their second strike capa-

bility, but they do not really expect to be 
attacked. 
 
It seems, however, that the differences 
between these states are more about level 
and development of their armed forces 
than about any matters of substance? It is 
no longer about ideology. Can there be 
armed conflicts about exchange rates? 
Levels of emission of CO2? Emigration? 
 
Can we take seriously speculations about 
a shooting war between Muslim and 
Christian civilizations? No. 
 
On the other hand, terrorist groups may 
continue to emerge and use armed force. 
However, defeating such groups calls 
above all for improved international co-
operation between intelligence and po-
lice, perhaps helicopters and ground 
forces. Hardly for nuclear weapons, air 
craft carriers or fighter planes. 
 
Saddam’s aggression against Kuwait in 
1990 certainly showed that there may be 
cases where the full use of modern con-
ventional armed force may be necessary. 
Yet, it hardly pointed to a need for nu-
clear capabilities and the armed interven-
tion in Iraq in 2003 showed the risk of 
rushing to military action meant to be 
“preventive” or “preemptive” i.e. action 
that is not launched to meet manifest ag-
gression but to meet attacks or dangers 
merely anticipated on the basis of intelli-
gence – that may be good or bad. 
 
The war in Iraq in 2003 and its terrible 
consequences and the inconclusive war in 
Lebanon in 2005 are experiences that 
suggest greater restraint in the use of 
military force – perhaps only to meet 
overt or imminent aggression. This, of 
course, is the rule that was agreed upon at 
San Fransisco and that was laid down in 
the UN Charter. 
 
Very likely the recent experiences in Iraq 
and Lebanon are part of the reason why, 
in the cases of North Korea and Iran the 



US has – so far – made patient use of non 
military leverages, such as security assur-
ances, economic benefits and pressures. 
 
A revival of disarmament should be pos-
sible in the circumstances that I have de-
scribed:  
 
• the accelerating interdependence of 

states, 
• the absence of substantive conflicts 

between big powers,   
• the disastrous experience of recent 

reliance on military force, 
• the limited usefulness of heavy 

weaponry against terrorists, and 
• the horrific economic burden of cur-

rent defense spending. 
 
To these arguments one might add that 
preventing proliferation, persuading 
states – including North Korea and Iran --  
to stay away from nuclear and other 
weapons of mass destruction and to re-
spect the common rules of the interna-
tional society may prove to be less diffi-
cult  
 
• if regime change - however desirable 

- generally be left to the people of the 
states concerned and the UN Charter 
rules regarding the use of armed 
force and cooperative security be 
recognized as guiding and are re-
spected by all states; 

• if states are offered such guarantees 
about their security that they no 
longer perceive a need for nuclear or 
other wmd;  

• if “states of concern” are made part 
of the fabric of international coopera-
tion rather than being isolated  as pa-
riahs.  

• if the nuclear weapons state set an 
example by moving away from these 
weapons rather than further develop-
ing them.  

• if, in short, we aim at a rule based 
system, valid for all rather than dou-
ble or multiple standards, in which 
the UK and US develop new stan-

dard nuclear weapons, while Iran is 
threatened with cruise missiles, if it 
does not stop enrichment of uranium, 
and in which North Korea, India and 
Pakistan are condemned for testing 
nuclear weapons, while the US and 
China refrain from ratifying the 
comprehensive test ban treaty and re-
tain a freedom to test.  

 
CONCLUSION 
 
The conclusion I draw is that it should be 
possible – with political will – to move 
the world toward disarmament, above all 
in the nuclear field. It would reduce the 
threat of nuclear war by design or acci-
dent and it would save enormous re-
sources.  
 
This conclusion is drawn not only by 
wishful peaceniks. The members of my 
WMDCommission were not pacifists. 
Also some seasoned statesmen from the 
Cold War are of this view as we can see 
in an article by former US Secretaries of 
State Kissinger and Shultz, former Secre-
tary of Defense Perry and former Senator 
Nunn  in the Wall Street Journal of 4 
January 2007. 
 
They urged the US to launch a ‘major ef-
fort” -- first and foremost in “intensive 
work with the leaders of the countries in 
possession of nuclear weapons “ – to 
“turn the goal of a world without nuclear 
weapons into a joint enterprise”.  Such a 
joint enterprise, they said, “would lend 
additional weight to efforts already under 
way to avoid the emergence of a nuclear-
armed North Korea and Iran.”   
 
What steps would be required?  The for-
mer US statesmen pointed, as did my 
Commission, to fulfillment of the com-
mitments to non-proliferation and to nu-
clear disarmament made in the Nonpro-
liferation Treaty – the double bargain 
made in 1968 aiming at a nuclear weapon 
free world. They called for a series of 
agreed and urgent steps to lay the 



groundwork for a world free of the nu-
clear threat. My commission did the 
same. For instance: 
Ratification and entry into force of the 
Comprehensive Test Ban Treaty; 
 
• Taking nuclear weapons of hair trig-

ger alert; 
• Negotiating a treaty banning the fur-

ther production of highly enriched 
uranium and plutonium for weapons; 

• Avoiding an arms race in space;  
• Eliminating short range nuclear 

weapons. 
 
The authors of the WSJ article rightly 
point also to the need to redouble “efforts 
to resolve regional confrontations and 
conflicts that give rise to new nuclear 

powers.” That is foreign policy and di-
plomacy to solve differences and reduce 
tensions. I would add that the members of 
the European Union  should have a sig-
nificant role to play and that it has an ex-
cellent basis in the European Security 
Strategy. I would also recall that the 
United Nations remains – not the only but 
– a vital mechanism to be used for such 
efforts and that the Charter provides the 
fundamental guidelines, which should be 
respected. 
 
Dag Hammarskjold once said that the UN 
is there not to bring us to heaven but help 
us avoid going to hell. I agree.  
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The nuclear Non-Proliferation Treaty is a 
rectangular bargain forged forty years 
ago in the late 1960s in order to prevent 
the spread of nuclear weapons to a pre-
dicted number of some two dozen coun-
tries. In was negotiated at a time when 
Atoms for Peace was seen as the great 
hope for the future of energy security. It 
was also a time of a rising crescendo in 
the cold war, a few years after the Cuban 
missile crisis and a time when an East-
West nuclear war seemed somewhat in-
evitable at some point.  
 
The duration of the NPT was originally 
set for twenty-five years, with an option 
for renewal in 1995. Following the in-
definite extension of the Treaty, many 
experts have become concerned that the 
positive tensions inherent in the bargains 
are beginning to unravel and indeed be-
come negative. For example, is the bar-
gain characterized by: “I shan’t develop 
nuclear weapons if you will work towards 
eliminating yours” now becoming “I 
won’t eliminate my nuclear arsenals if 
there is the possibility that states within 
the NPT can and will secretly develop 
nuclear weapons”?  Or is the bargain:  “I 

will assist in you in developing peaceful 
nuclear technology if you open up your 
facilities to inspection and can thus con-
vince the world that your nuclear pro-
gramme is purely for peaceful purposes” 
now becoming:  “You have not been fully 
transparent and I can no longer trust you 
or the efficacy of the safeguards pro-
gramme so no more nuclear technology 
for you (but all my friends outside the 
Treaty can get some whatever they do)”? 
 

 
 
There was always a built-in unsustain-
ability in the NPT in that five states were 
considered to be nuclear weapons states 
(NWS) in that they had tested nuclear 
weapons prior to 1 January 1967, 
whereas other states were termed non-
nuclear weapons states (NNWS) in 

aeternum. Part of that unsustainability 
was acknowledged in the inclusion of Ar-
ticle VI and also in the twenty-five year 
term of the Treaty.  
 
In agreeing to the terms and conditions of 
the indefinite extension of the Treaty in 
1995, many States Parties were of the 
strong belief that because of the end of 
the cold war and the renewed progress in 
the Conference on Disarmament re the 

Article 3 
 

IAEA safegu-
ards  

Article 4 
Nuclear en-

ergy for 
peaceful pur-

poses 

Article 6 
 

Nuclear dis-
armament 

(good faith) 

Articles 1 & 2 
 

Foreswearing 
of nuclear 
weapons 



nuclear test ban (CTBT), the mandate for 
negotiations on a ban on fissile materials 
for weapons purposes and the conclusion 
of the Chemical Weapons Convention, 
nuclear weapons would begin to wither 
on the vine and they would eventually be 
eliminated. This opinion was shored up 
by the commitment 4 (c) of the Principles 
and Objectives of the 1995 that promised: 
the determined pursuit by the nuclear-

weapon States of systematic and progres-

sive efforts to reduce nuclear weapons 

globally, with the ultimate goal of elimi-

nating those weapons, and by all States of 

general and complete disarmament under 

strict and effective international control.  
 
Indeed later, that optimism seemed to be 
justified. The test ban was negotiated as a 
fully comprehensive test ban (although 
the veto by India in the CD should have 
been seen as a portent), the next stop was 
a ban on fissile materials for weapons and 
after that – although it would clearly take 
some time – nuclear disarmament would 
be well on its way, so the NPT was truly 
working and was well worth extending 
indefinitely. Of course thing rarely work 
out so well in real life. In 1998, India and 
Pakistan carried out their nuclear blasts, 
in 1999 the US Senate decided against 
ratifying the CTBT, in 2000 the 13 steps 
were negotiated (and within months ne-
gated) and in 2001 the US view of the 
world changed irrevocably. In 2003 
things went from bad to worse, concerns 
over Iran’s compliance with IAEA safe-
guards were calling their commitments to 
the NPT into question and the DPRK re-
turned to its suspended withdrawal from a 
decade before and announced that it was 
leaving the NPT forthwith. In addition, 
concerns continue to grow over the pos-
sibility of non-state armed groups getting 
hold of a nuclear explosive device, al-
though non-trivial and not as probable as 
some may fear, the recent increase in nu-
clear trafficking in central and southern 
Europe, coupled with what we have 
learned from the A. Q Khan affair should 
keep us from complacency.  

So what was earlier a positive unsustain-
ability whereby the have vs the have-nots 
created a positive tension in the direction 
of disarmament and non-proliferation has 
recently been transformed into a negative 
tension where certain NWS have seemed 
to have been acting as if they have a right 
to retain nuclear weapons in perpetuity 
and certain non-nuclear weapons states 
have been driving in the direction that 
would unravel the central bargains of the 
NPT. In addition, the 1998 India-Pakistan 
tests made it clear that, for the foresee-
able future, the holy grail of universality 
of the NPT is unattainable. This has had a 
significant impact on the NPT-countries 
in the Middle East; no longer is there a 
global push towards full membership of 
the NPT and couple this fact with a 
breakdown in the Middle East peace 
process and cynicism abroad, it should 
not surprise anyone that there is a sense 
of betrayal and despondency with regards 
to arms control in that region.  
 
The truism in arms control negotiations 
has always been that the “devil is in the 
detail”. But in the case of the NPT, the 
devil is in the big picture. He is at the 
NPT crossroads, playing his blues and 
goading us into knee-jerk responses in 
which we will end up selling our soul. 
We have stark choices before us and our 
only compass is our moral lodestone.  
 
We could imagine ourselves not at a 
crossroads - in which we could take a 
road, and if it is the wrong one, we could 
retrace our steps and start again - but 
rather at a tipping point in which one 
more false move could tip the NPT into a 
new irreversible phase of its existence for 
ill or one sure move could flip the com-
mitment to the Treaty and its core bar-
gains into a period of renewed stability. 
 
What would it take to tip into a positive 
direction on the curve?  
 
First, guardianship and protection of the 
NPT. Even though it was negotiated in a 



different era, it seems in some ways to 
even more salience today than ever. But a 
Treaty is only as good as the behaviour of 
its States Parties and if the States party to 
a Treaty do not protect it, who will? 
 
Second, a shared vision of a world free of 
nuclear weapons is one of the underlying 
premises of the Treaty. The vision counts. 
Everyone knows that nuclear disarma-
ment cannot be done overnight, but to 
work towards that goal - to create the 
conditions for that goal to be realized - is 
central to the success of the Treaty. For 
this we need to see full-spectrum compli-
ance – i.e. with Articles I, II, III, IV and 
VI. In other words: a return to the rectan-
gular bargain of the Treaty. The WMD 
Commission’s proposal to outlaw nuclear 
weapons in the same way as the world 
has outlawed chemical and biological is 
an approach worth serious consideration 
as a way to create the conditions needed 
for a world where nuclear weapons play 
no part in international security.  
 
Third, the regional approach to nuclear 
disarmament is vital. The nuclear weapon 
free zones – whether or not they are en-
dorsed by the NWS – play a vital role in 
confidence-building and creating the 
conditions for security cooperation in re-
gions of conflict. Nowhere would that be 
more true than in the Middle East. A zone 
free from WMD in the region would have 
to be part and parcel of any eventual 
peace settlement. It isn’t that one should 
come before the other but rather each is 
inextricably linked with the other; so in-
termeshed, that they would be born as 
fraternal twins. 
 
Fourth, trust in the arms reduction proc-
ess needs to be addressed with urgency. 
The failure of the CTBT to enter into 
force is having an impact on future treaty 
making and a deep sense of cynicism has 
infected multilateral disarmament proc-
esses. 
 

Fifth, all States Parties to the NPT should 
be decrying any instances of non-
compliance with the Treaty. Muted re-
sponses to a nuclear weapons test by a 
country – DPRK - still considered a 
member of the Treaty by other States Par-
ties is to strike a blow right to the heart of 
the NPT.  However welcome the progress 
made in the six-party talk, the fact re-
mains that the DPRK tested a nuclear 
weapon and unless all States Parties are 
outraged by this breach of the Treaty and 
make it clear that they are, then all the 
wrong signals would be sent to other who 
may wish to develop a clandestine nu-
clear weapons capability.  
 
In some respects the NPT was a Treaty 
ahead of its time. Back in 1968, the tech-
nology to develop nuclear weapons was 
beyond the technical and financial capa-
bility of many states. That is no longer 
the case.  Obtaining the fissile material is 
non-trivial but no longer almost impossi-
ble. Thanks to the spread of nuclear tech-
nology and to non-compliance with the 
Treaty and with the IAEA safeguards 
agreements, the NPT is more vulnerable 
now that is has been since 1994 – then it 
was not clear if and how the Treaty 
would be extended beyond its initial 
twenty-five years. But a crisis is also an 
opportunity. We could well be on the 
cusp of a phase transition in the NPT, and 
as we know from physics a small change 
in pressure, can tip a system from a tur-
bulent mass of hot air into calm clear wa-
ter.   
 
 
Prof. Dr. Harald Müller,  

Hessische Stiftung Friedens- und Kon-

fliktforschung 
 
Der Nichtverbreitungsvertrag folgt einer 
schlichten realpolitischen Logik: In einer 
Welt, in der die Staaten ihre nationale Si-
cherheit durch eine Mixtur von Selbsthil-
fe und Kooperation gewährleisten, gibt es 
nur zwei Möglichkeiten, um mit der Prä-
senz einer besonders wirksamen Waffe 



umzugehen: Entweder hat keiner sie oder 
– der Tendenz nach – alle, die es sich 
leisten können. Dahinter steckt keine ide-
alistische Philosophie, keine Besonder-
heit der Phase des Kalten Krieges, die 
durch die sogenannten „neuen Bedrohun-
gen“ außer Kraft gesetzt worden wäre 
und keine Neidkomplex größenwahnsin-
niger Kleinstaaten, sondern sicherheitspo-
litischer Common Sense. Der Nicht-
verbreitungsvertrag ist in diesem Sinne 
eine interimistische Maßnahme, der aus 
dem Prozess einer schrittweisen Prolife-
ration, die der ersten Alternative – einer 
Welt mit mehreren Dutzend Kernwaffen-
staaten – umsteuert in eine Welt, in der 
Kernwaffen wie chemische oder biologi-
sche Waffen verbannt sind. Das ist der 
tiefere strategische Sinn von Art. VI, wie 
er auch in der Verhandlungsgeschichte 
überdeutlich zum Ausdruck kommt: Die 
Nichtkernwaffenstaaten waren nicht Be-
reit, den im ursprünglichen Entwurf der 
beiden Supermächte geforderten Verzicht 
ohne Gegenleistung zu erbringen. Nur 
das Versprechen der nuklearen Abrüstung 
aller machte ihnen den Verzicht möglich. 
 
Nun hört man von Seiten der Kernwaf-
fenstaaten und mancher getreuer Gefolgs-
leute anderswo, die ersteren hätten mit 
den nuklearen Bewaffnungsmotiven an-
derer nichts zu tun, diese beruhten viel-
mehr ausschließlich auf regionalen oder 
sogar nationalen Gegebenheiten. Nun ist 
schon die bloße Vorstellung, das Gebaren 
der Großmächte spiele keine Rolle für an-
dere, einigermaßen grotesk. Noch be-
zeichnender ist freilich, dass in diesem 
Punkt die ansonsten weit auseinanderlie-
genden Denkschulen der Wissenschaft 
von den internationalen Beziehungen, der 
auf Machtverhältnisse abhebende Rea-
lismus und der auf kulturelle Faktoren 
fokussierte Konstruktivismus, zu den 
gleichen Ergebnisse kommen: Es besteht 
eine modellartige Wirkung des Verhal-
tens der Großmächte auf das Verhalten 
anderer. Der Realismus führt diesen Mi-
mikry-Effekt darauf zurück, dass sich an-
dere am Modell der erfolgreichsten Staa-

ten orientieren, um so das eigene Überle-
ben zu gewährleisten. Der Konstrukti-
vismus sieht von den Führungsmächten 
gewohnheitsmäßig gesetzte Verhaltens-
normen, an denen sich andere nach einer 
Logik der Angemessenheit orientieren. 
Beiden ist gemeinsam, dass diese Sicht-
weise, angewandt auf unser Feld, prog-
nostizieren muss, dass Nichtverbreitung 
nur in Verbindung mit Abrüstung lang-
fristig eine Realisierungschance besitzt. 
 
Die bestehenden Nuklearmächte wirken 
auf fünf Weisen auf die Motivationen an-
derer Staaten ein, sich Kernwaffen als 
Teil des eigenen sicherheitspolitischen 
Dispositivs zuzulegen:  
 
• Sie schaffen Bedrohungslagen, in de-

nen bestimmte Staaten glauben, nur 
durch den Erwerb einer eigenen Ab-
schreckungsfähigkeit hinreichende 
Sicherheit erlangen zu können. Die 
seit 1945 beobachtbaren „Prolifera-
tionsketten“ weisen auf diesen Me-
chanismus überdeutlich hin. Die Sow-
jetunion, China, Indien, Pakistan, 
Nordkorea, Iran und selbst Südafrika 
sind überwiegend durch solche Erwä-
gungen angetrieben worden, wobei 
die Vereinigten Staaten am häufigsten 
als „Motivator“ fungierten. Israel ist 
der einzige Fall, der aus diesen Ketten 
völlig herausfällt.  

• Sie betreiben darüber hinaus gegen-
über einzelnen Staaten spezifische 
Bedrohungspolitiken, die die dortigen 
Führungen zu dem Schluss bringt, in 
unmittelbarer existentieller Gefahr zu 
sein. Solche Situationen haben seit 
dem Ende des Ost-West-Konflikt eher 
zugenommen und durch die Kon-
struktion der „Achse des Bösen“ eine 
besondere Zuspitzung erfahren. Das 
chinesische Verhalten gegenüber 
Taiwan fällt durchaus in dieselbe Ka-
tegorie. 

• Sie schaffen Statussymbole, die ambi-
tionierte Mittelmächte zur Nachah-
mung anhalten. Dies spielte überwie-
gend oder teilweise eine Rolle bei den 



britischen, französischen, indischen 
und iranischen Motiven. 

• Durch die seit 2005 nahezu explizite 
Weigerung, die Verpflichtungen aus 
Art. VI des NVV konsequent und 
vereinbarungsgemäß zu verwirk-
lichen, schwächen sie nachhaltig die 
Vertragsgemeinschaft, entziehen ihr 
insoweit die Möglichkeit, als ge-
schlossener Willensblock gegen Ver-
suche des Vertragsbruchs zu fungie-
ren, und entwerten die Wirkung der 
Verbotsnorm des Vertrages in neuen 
Kosten-Nutzen-Kalkulationen ambiti-
onierter Mittelmächte. 

• Als permanente Mitglieder des Si-
cherheitsrates haben sie bislang weit-
gehend versäumt, ihre Rolle als Hüter 
des Vertrages unparteiisch, universal 
und wirksam wahrzunehmen. Sie 
handeln vielmehr selektiv, mit durch-
sichtigen Vorbehalten oder auch gar 
nicht. Die Chance der Vertragsdurch-
setzung als eminent wichtiger Be-
standteil der Wirksamkeit eines Ver-
tragswerkes wird damit – vermutlich 
entscheidend – geschmälert. 

 
Mit dieser Aufzählung soll nicht gesagt 
sein, dass die des Vertragsbruchs Ver-
dächtigen oder Überführten keinen eige-
nen „Schuldanteil“ an den heutigen Kri-
sen des NVV trügen. Aber sie tun das 
nicht im luftleeren Raum, sondern in ei-
ner internationalen Umwelt, die in erheb-
lichem Maße durch die Aktionen, Attitü-
den und die politische Rhetorik der „Gro-
ßen“ gestaltet wird – siehe oben. Wenn 
der NVV heute in einer gefährlichen Kri-
se ist, so gilt das alte Sprichwort: „Der 
Fisch stinkt vom Kopfe“. 
 
Die Folgen sind leicht vorhersehbar. 
Selbst wenn es gelingt, die gegenwärtigen 
akuten Proliferationskrisen glimpflich 
beizulegen, werden neue kommen. Die 
„japanische Option“, sich möglichst nahe 
an die Schwelle zu bewegen, wird allge-
meines Verhaltensmuster werden; wobei 
in Japan die Stimmen im politischen 
Raum, die über die Möglichkeit einer ei-

genen nuklearen Abschreckung philoso-
phieren, noch nie so lautstark waren wie 
in jüngster Zeit. Schon ist in Ländern wie 
Südafrika, Argentinien, Brasilien, Südko-
rea, Australien ein Nachdenken zu beo-
bachten, neu oder wieder in die Anreiche-
rungstechnik einzusteigen. Schon äußern 
eine Reihe arabischer Länder die Absicht, 
in großem Maßstab in zivile Kernener-
gieprogramme einzusteigen. Zufall? Alles 
in völliger Unschuld? Es wäre schön, 
wenn man das glauben könnte. Und die 
russischen Äußerungen zu den amerika-
nischen Raketenabwehrplänen sollten e-
benso wie der chinesische Antisatelliten-
test deutlich gemacht haben, dass auch 
zwischen den Nuklearmächten die Rück-
kehr zu hochriskanten Rüstungswettläu-
fen, die man mit Ende des Ost-West-
Konflikts beendet glaubte, wieder reale 
Möglichkeit geworden sind. 
 
Die Politik der letzten Jahre, die im 
Scheitern der Überprüfungskonferenz 
von 2005 ihren traurigen Höhepunkt 
fand, hat die Vision einer Welt mit Dut-
zenden von Kernwaffenstaaten, den alten 
Albtraum John F. Kennedys, wieder in 
einen erschreckend kurzen Zeithorizont 
eingerückt. Natürlich bedarf es, um diese 
Möglichkeit zu verschließen, der energi-
schen und aktiven Beilegung der Krisen 
um den Iran und um Nordkorea, und alle 
zielführenden Schritte in diese Richtung 
sind zu unterstützen. Aber zugleich be-
darf es einer glaubwürdigen und sicht-
baren Änderung der Kernwaffenpolitik 
der Atommächte in Richtung Abrüstung. 
Vielleicht hätte man vor ein paar Wochen 
eine solche Forderung noch als utopische 
Träumerei eines idealistischen Friedens-
forschers abtun können. Aber diese For-
mel passt nicht auf Henry Kissinger, 
George Schultz, William Perry und Sam 
Nunn, die sich so spektakulär für die völ-
lige nukleare Abrüstung und eine führen-
de Rolle ihres eigenen Landes ausgespro-
chen haben. Vielleicht bringt ihre (späte) 
Kehrwende die Tatsache in Erinnerung, 
dass die Befürworter dieser Position in 
den neunziger Jahren von Paul Nitze bis 



General Goodpaster, von General Butler 
bis General Horner reichte – nicht eben 
eine Sammlung „pazifistischer Weichei-
er“.  
 
Völlige nukleare Abrüstung geschieht 
nicht über Nacht. Sie vollzieht sich in 
verdaulichen Schritten. Die Speisekarte 
dafür liegt längst vor, in den Dokumenten 
der NVV-Konferenzen von 1995 und 
2000. Daran ist – nach der potentiell fata-
len Unterbrechung der letzten sechs Jahre 
– wieder anzuknüpfen und damit den 
Vertrag erneut mit Leben zu erfüllen. Die 
in den Hauptstädten der Kernwaffen-
staaten herrschende Vorstellung, der Rest 
der Welt werde ihnen für alle Zeiten die 
Rolle eines privilegierten Treuhänders 
überlassen, ist die idealistischste Vorstel-
lung von allen, und gefährlich obendrein. 
Die Welt der Zukunft wird frei von Kern-
waffen oder aber voll damit sein. 
 
 
Douglas Roche, Vorsitzender Middle 

Powers Initiative 

 
In this knowledgeable gathering, all the 
problems of nuclear weapons are well 
known.  The extent of the crisis for hu-
manity, as we enter the Second Nuclear 
Age, is understood.  The actions to halt 
the spread of nuclear weapons and lead to 
a nuclear weapons-free world have been 
clearly delineated in many forums.  And, 
of course, the maxim that political will is 
needed to effect change has been repeated 
over and over.  One would be hard-
pressed to find a new idea to rid the 
world of the scourge of nuclear weapons. 
 
What there is a shortage of in the subject 
of nuclear disarmament is hope.  The 
great vision for the elimination of nuclear 
weapons set out in the Final Document of 
the U.N. First Special Session on Disar-
mament in 1978 has long been aban-
doned. A sense of despair now grips the 
international community. Pessimism, if 
not cynicism, is now fashionable. 
 

I contend, however, that there are 
grounds for optimism.  A new kind of 
consensus on workable ideas is actually 
being formed, though it is not yet com-
plete.  A near-consensus on key elements 
was identified at the 2005 Review Con-
ference of the Non-Proliferation Treaty, 
the very conference often cited as evi-
dence that the non-proliferation regime is 
collapsing.  In fact, the Working Paper of 
the Chairman of Main Committee I and 
the Working Paper of the Chairman of 
the subsidiary body on nuclear disarma-
ment and assurances were supported by 
strong majorities.  The highlights of these 
documents included: 
 
• Nuclear Weapons States (NWS) must 

stop nuclear sharing for military pur-
poses under any kind of security ar-
rangements. 

• The most effective way to prevent 
nuclear terrorism is the total elimina-
tion of nuclear weapons. 

• International action to stop prolifera-
tion is essential. 

• Building upon the decisions taken at 
the 1995 and 2000 Review  Confer-
ences, including the “unequivocal un-
dertaking” for total nuclear disarma-
ment, no new nuclear weapons should 
be developed. 

• Anticipating the early entry-into-force 
of the CTBT, the moratorium on test-
ing should be maintained. 

• The NWS must respect existing 
commitments regarding security. 

• Assurances pending the conclusion of 
multilaterally negotiated legally    
binding security assurances for non-
nuclear States Parties to the Treaty. 

• Assurances are not applicable if any 
beneficiary is in material breach of its 
own non-proliferation and disarma-
ment obligations.  

• Nuclear weapon free zones strengthen 
the non-proliferation regime and de-
serve to receive security assurances. 

 
The fact that these elements did not 
command complete consensus was a re-



flection of the recalcitrance of the few, 
not the fissures of the many.  As one who 
has participated in and followed closely 
every NPT meeting for the past two dec-
ades, I state as an incontrovertible fact 
that the overwhelming number of states, 
not to mention the critical mass of public 
opinion around the world, want to pro-
ceed in mutual, verifiable steps to the  to-
tal elimination of nuclear weapons. 
 
Progress, at the moment, is thwarted.  But 
the gridlock ought not to blind us to the 
gathering consensus on what it is possible 
to achieve even in the near term.  A 
roadmap to the future has been superbly 
drawn by the Weapons of Mass Destruc-
tion Commission.  In 2006, all but four 
states in the United Nations voted for the 
holdout states to ratify the Comprehen-
sive Test Ban Treaty, negotiate a ban on 
the production of fissile materials,  
 
diminish the role of nuclear weapons in 
security policies, reduce the operational 
status of nuclear forces, and take other 
practical steps. Leading figures in nuclear 
weapons countries, some never before 
identified with nuclear weapons aboli-
tion, have started calling for action to re-
duce nuclear dangers. 
 
In historical terms, the tide is turning 
against nuclear weapons.  The moral, le-
gal and military case against them is now 
better understood than ever before.  The 
intellectual argument – that nuclear 
weapons are needed for security – is now 
rejected as baseless.  Only a small coterie 
of defenders of nuclear weapons can be 
found today.  We know that this coterie 
still possess immense political power.  
But the opponents of nuclear weapons are 
gathering strength.  That itself is a new 
reason for hope.  In the present crisis lie 
the seeds of opportunity. 
 
Thus, out of the failed 2005 NPT Review 
Conference was born the Article VI Fo-
rum, which takes its name from the arti-
cle of the NPT requiring good faith nego-

tiations to achieve nuclear disarmament.  
In October, 2005, the Middle Powers Ini-
tiative began convening a group of about 
25 like-minded states in this special fo-
rum devoted to examining in a non-
combative way the political, legal and 
technical elements for a nuclear weapons-
free world.  Subsequent meetings at The 
Hague and Ottawa narrowed the focus on 
what must be done to energize the 2010 
NPT Review Conference.  MPI believes 
that the following steps can be achieved: 
 
• Full ratification and entry-into-force 

of the CTBT. 
• Immediate negotiations on a treaty 

banning the production of fissile ma-
terials for nuclear weapons. 

• Standing down (de-alerting) of U.S. 
and Russian nuclear forces and elimi-
nation of the launch-on-warning op-
tion from nuclear war plans. 

• Legal assurances of non-use of nu-
clear weapons against non-nuclear 
weapons states. 

• Strengthening systems for the verifi-
cation of reduction and elimination of 
nuclear arsenals, notably U.S. and 
Russian arsenals. 
 

This is by no means an exhaustive list.  
Key issues in the nuclear fuel cycle are 
ready to be addressed by intensive diplo-
matic work.  For example, states should 
relinquish their right to construct new re-
processing facilities and voluntarily insti-
tute a moratorium on the construction of 
enrichment and reprocessing facilities.  
However, these countries will only coop-
erate in restricting their right to develop 
nuclear energy (thus cutting off any pos-
sibility of developing a nuclear weapon) 
if they see the major nuclear states fulfill-
ing their obligations to negotiate the 
elimination of nuclear weapons. 
 
The Middle Powers Initiative believes 
that a crucial route to achieving global 
security is middle power leadership.  MPI 
calls upon the middle power states to join 
together on this critical issue affecting 



humanity's very future, and act with the 
urgency that is demanded if we are to 
save the planet and posterity from fore-
seeable catastrophes.  
 
The heart of the Article VI Forum mes-
sage is: non-proliferation and disarma-
ment are inextricably interlinked.  As this 
message takes hold, our optimism should 
increase. 
 
 
Prof. William Walker, University of 

St Andrews, Großbritannien 

 
Since the nuclear weapon’s invention in 
the mid-1940s, human survival has de-
pended on the progressive institutionali-
sation of restraint among states.  Its 
achievement has ebbed and flowed.  Ef-
forts to establish a stronger ‘order of re-
straint’ have been punctuated by shocks 
and crises which, rather than bringing 
some final breakdown, have galvanised 
the next bout of institution building.  A 
prime example of adversity inducing 
creativity is the Cuban missile crisis and 
the arms control and non-proliferation 
treaties that followed it. 
 
Today, we are in one of those periods of 
crisis.  There are warnings that the dam 
of restraint is being breached and that 
states are losing the collective ability to 
conceive, let alone agree upon, strategies 
for repairing it.  Such warnings are not 
new.   The question is whether this crisis 
is more profound than previous ones, or 
whether it might become prelude to an-
other period of institutional innovation.   
 
Establishing restraint over the possession 
and usage of nuclear weapons has always 
been an exceptional challenge requiring 
an exceptional politics.  This is because 
the nuclear weapon, given its capacities 
to annihilate and radically to upset power 
relations, can both create (through deter-
rence) and destroy order.  The construc-
tion of a viable international nuclear or-
der has entailed simultaneously finding 

means of stabilising deterrence and pre-
venting proliferation; of reconciling the 
possession of nuclear weapons and prac-
tice of deterrence by a few states with 
their renunciation by the multitude of 
states; and of reconciling rights to acquire 
nuclear technology for peaceful purposes 
with the prevention of nuclear prolifera-
tion.   The politics of nuclear order have 
therefore inescapably involved questions 
of legitimacy, of rights and obligations, 
of justice, and of the limitation of state 
sovereignty.   
 
This is why the NPT was and remains 
much more than a body of international 
law and a set of rules, norms and instru-
ments of verification.  It has represented a 
grand contract and political settlement 
between states; a commitment to extend 
and deepen mutual restraint through arms 
control, non-proliferation and disarma-
ment; a framework for collective prob-
lem-solving; a political strategy that gives 
diplomacy pre-eminence over preventive 
war; and a style of international relations 
resting on public reason and reciprocal 
obligation.   
 
The weakening of confidence in an inter-
national regime typically results from 
changes in material conditions (often in-
volving technological advance) and chal-
lenges by revisionist states which expose 
its deficiencies.  The non-proliferation 
regime has been no exception.  Unusually 
in this case, however, the primary revi-
sionist state was the dominant player – 
the United States – whose re-conception 
of the problem of order over the past dec-
ade led it to pursue a security strategy 
that valued the NPT as a disciplinary in-
strument but otherwise held it in disdain.  
The US Government chose to reduce the 
problem of international nuclear order to 
the problem of proliferation, sidelining 
the problem of armament involving the 
established nuclear powers; to seek 
greater freedom and autonomy for itself 
whilst demanding greater restraint from 
others; and to militarise non-proliferation 



policy through counter-proliferation and 
the threat of regime change and preven-
tive war, advocating the latter as general 
solutions rather than options to be pur-
sued only in extremis.  In so doing, it re-
jected the NPT’s essential commitment to 
diplomacy and reciprocal obligation, in-
stead placing trust in its hegemonic pow-
ers to meet the various challenges facing 
it in a difficult security environment, par-
ticularly after the trauma of 9/11. 
 
Five years on, this alternative strategy has 
failed either to achieve US national ob-
jectives or to gain international accep-
tance.  The US Government’s basic mis-
take was to bring the punishment of 
transgressors into the foreground of nu-
clear politics without simultaneously 
deepening its own and everyone else’s 
commitment to the norms, rules and po-
litical contracts that underpinned the 
whole international nuclear order.  This 
failure is increasingly acknowledged in 
Washington which appears, notwithstand-
ing the administration’s stance on Iran, to 
be moving back to a political strategy 
which emphasises containment and reli-
ance on diplomacy, and which regards 
multilateralism and international law as 
essential means of achieving order and 
serving the national interest.  If this trend 
takes root, the NPT’s prospects will look 
very different.  Already there are hearten-
ing signs of more effective cooperation 
inside and outside the UN Security Coun-
cil to rein in Iran and North Korea’s nu-
clear weapon programmes. 
 
Recent experience suggests that the US, 
although still influential, cannot continue 
to occupy such a dominant position in the 
shaping of non-proliferation policy.  
China, Russia, the EU, India and other 
powers will have to play a larger part, 
and accept greater responsibility, in a 
now multipolar environment.  Pace India, 
coordination is unlikely without behav-
iour being guided by the NPT or an NPT-
like vessel of basic principles, norms and 
rules, and without re-embrace of the con-

ception of international order that the 
Treaty represents.  Nor will it happen if 
the nuclear-armed states fail to constrain 
their own weapon programmes.  Unfortu-
nately, the abandonment of the ABM 
Treaty and the START process, and the 
general downgrading of arms control, 
have given the nuclear weapon states 
greater freedom to modernise and expand 
their nuclear forces.  The recent Chinese 
test of an anti-satellite weapon and Mr 
Putin’s speech at Munich provide warn-
ings of a rekindled arms race, with Rus-
sia, China and India possessing economic 
surpluses that could be used to challenge 
the US and one another.  The US missile 
defence programme is arguably the most 
significant de-stabiliser of deterrent rela-
tions.  There is a worrying absence of 
rules on the deployment of these defences 
and of a range of emerging space tech-
nologies.   
 
Cooperation among great powers is there-
fore required to achieve more than com-
pliance with the NPT.  It is also required 
to re-institutionalise restraint in their poli-
tico-military relations through arms con-
trol.  In its absence, the risks of nuclear-
armed confrontation will again increase, 
the NPT will suffer further damage 
through disrespect for Article VI obliga-
tions and for the decisions of the 1995 
and 2000 NPT Conferences, and the 
prospects for holding states to the CTBT 
or negotiating the FMCT will diminish.  
So too will prospects for agreeing on the 
rules of civil nuclear commerce and suc-
cessfully addressing unfinished business 
involving the Additional Protocol and 
physical security among other things. 
 
My hope is therefore that governments 
will set their sights on turning the 2010 
NPT Review Conference into an NPT re-

vival conference (now with India’s tacit 
support); and on using the approaching 
lapses of the START I Treaty in 2009 and 
Moscow Treaty in 2012 to initiate high-
level discussions on how to fashion arms 
control understandings and agreements 



that would maintain deterrent relations at 
the lowest possible levels of armament 
and alert.   If it is interested in averting 
arms races, a natural approach for the US 
would be to trade constraint of missile 
defence for commitments to peg back nu-
clear weapon programmes and deploy-
ments. 
 
While highly desirable, arms control 
agreements are now inherently difficult to 
achieve given the existence of several nu-
clear-armed states and the differences in 
their capabilities and doctrines.  This 
makes complete nuclear disarmament 
more attractive than ever, as does the 
danger that non-state actors will lay their 
hands on nuclear weapons or weapon-
related capabilities.  Unfortunately, their 
elimination is likely to remain an elusive 
goal.  It is nevertheless essential that 
states should honour the nuclear disar-
mament norm for practical political as 
well as moral reasons, and that they 
should regard it as much more idealism.  
According to Immanuel Kant, ideals 
should be “construed as regulative prin-
ciples, which guide us down the path to 
amelioration”.  The commitment to dis-
armament represents a direction of travel 
– towards an increased political and in-
strumental restraint by all states serving 
the avoidance of both nuclear war and 
catastrophic terrorism.  It also embeds an 
understanding that nuclear weapons have 
no intrinsic legitimacy, and that their 
holders have to justify possession in a 
public arena. 
Coming from the UK, I cannot avoid ex-
pressing dismay at the British Govern-
ment’s unnecessary rush to secure a deci-
sion to replace Trident, and at its found-
ing of its case for replacement on the 
weak ground of uncertainty about the fu-
ture and the unjustifiable ground of in-
dustrial need.  We should all be con-
cerned that powerful lobbies in the nu-
clear weapon states are trying to lock so-
cieties into possession of nuclear weap-
ons for decades to come.  They need to be 
held to account. 



Panel 2: Umgang mit neuen und zukünftigen Atommächten: 
Regionale Rüstungskontrolle am Beispiel Asiens und des Mittle-
ren Ostens 
 
Moderation:   Peter Croll, Bonn International Center for Conversion 

 
 

 
Panel 2 

 
Moderator 

 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Gäste, ich freue mich, dass Sie auch 
zu der zweiten Podiumsdiskussion so 
zahlreich erschienen sind. Wie ich in der 
Mittagspause beobachten konnte, gab es 
angeregte Diskussionen über die span-
nenden Vorträge und Diskussionen von 
heute Vormittag. „Wandel der Bedro-
hungsszenarien“ und  die Frage, ob das 
Regime der Nichtweiterverbreitung 
scheitert, waren die Themen, zu denen 
wir keine definitiven Antworten, wohl 
aber viele Fragen und Teilantworten ge-
funden haben. Wir haben auch von Herrn 
Prof. Müller gehört, dass er die unbe-
grenzte Verlängerung des NVV nicht 
noch einmal unterstützen würde. Heute 
Nachmittag nun wollen wir uns mit der 
Frage beschäftigen: Wie kann man den 
Umgang mit neuen und zukünftigen A-
tommächten gestalten und dies bezieht 
sich vor allem auf Asien und dem Mittle-
ren Osten. 
 
Ich begrüße hierzu ganz besonders herz-
lich die hochrangigen Panelisten zu mei-
ner Rechten und Linken, die sich die Zeit 
genommen haben Ihre Einschätzungen 
heute mit uns zu teilen und uns Rede und 
Antwort auf unsere Fragen und Anmer-
kungen stehen wollen. Bevor ich die Da-

men und Herren des Podiums vorstellen 
werde, erlauben Sie mir eine kurze Ein-
führung in das so breite und allumfassen-
de Thema. 
 
Zunächst mag es so aussehen, als ob die-
ses “nur” auf zwei Regionen eingegrenzte 
Thema einfacher wäre als das Thema des 
heutigen Morgens . Aber die Analyse, 
Politikfelder und  Agenden haben eine 
überaus große Anzahl von Aspekten, von 
denen ich einige skizzieren möchte:  
 
Da ist zum einen Nord Korea , also die 
DPRK und die Verhandlungsergebnisse, 
die gerade kürzlich über  Atomwaffen 
und das atomare Programm erzielt wur-
den. Weiter der Iran – wo zur Zeit noch 
nicht einmal mehr Verhandlungen statt-
finden, weil der Iran die Vorbedingungen 
der internationalen Gemeinschaft zu-
rückweist . Wir werden zu diskutieren 
haben, ob diese Vorbedingungen zu stel-
len überhaupt sinnvoll ist.  Desweiteren 
spielt Indien, Pakistan and Israel eine 
große Rolle . Diese Länder haben zwar 
Atomwaffen, aber sind nicht Teil oder 
Mitglieder des NVV-Vertrages. Ein ein-
heitlicher Umgang mit diesen Staaten 
wird u.a. dadurch erschwert, dass ein 
Mitlied des NVV, die USA,  kürzlich ein 
Abkommen mit Indien über die Kern-
energie geschlossen hat. Sollte dies ein 
Maßstab oder zumindest ein Beispiel für 
den Umgang mit Nicht-NVV Staaten 
sein? 
 
Dann werden wir diskutieren müssen ü-
ber die Rolle von regionalen Sicherheits-
abkommens, zum Beispiel für den Nahen 
Osten, sowie  über die Chancen einer In-
ternationalisierung der Uran-Anreicher-
ung und der Wiederaufbereitung, selbst 



wenn sie Teil eines zivilen Atompro-
gramms sind.  
 
Wir werden natürlich auch über Strate-
gien und Policies diskutieren, wie am 
besten eine Nichtverbreitung von Kern-
waffen erreicht werden kann. Da wird 
auch die Frage eine Rolle spielen,  in-
wieweit im Umgang mit so genannten 
Schurken-Staaten ein Strategie Wechsel 
bereits begonnen hat, siehe Nord-Korea 
oder weit grundsätzlicher einsetzen sollte. 
Ein Strategiewechsel, weg von einer Poli-
tik der  Isolierung, der Sanktionen oder 
gar militärischer Drohungen hin zu  einer 
Strategie des Miteinander Redens , der 
Suche nach Kompromissen bis hin zu ei-
ner  détente (wie es der renommierte  
Wissenschaftler  Ray Takeyh v US 
Council on Foreign Relations  kürzlich in 
einem  Artikel in der letzten Ausgabe des  
“Foreign Affairs” bezeichnet hat). Er sagt 
wörtlich, "..is for the United States to be-
come more directly engaged in negotia-
tions with Iranians and also make an offer 
of some corresponding concessions. The-
se should include economic, security, and 
diplomatic concessions.” Kann man zum 
Beispiel etwas von dem Nordkorea-Deal 
lernen, z.B. bei der Behandlung Irans?  
 
Wie wird all dies von Europa beurteilt? 
Welche Rolle nimmt Europa in der regio-
nalen  Rüstungskontrolle wahr und wel-
che Position hat Europa in der Non-
Proliferation in Asien und dem Mittleren 
Osten?  
 
Mit dieser Frage nach der Rolle Europas 
möchte ich beginnen. Deshalb gebe ich 
Ihnen, Frau Annallisa Giannella, als er-
ster die Möglichkeit das Wort.You are 
the  Personal Representative on Nonpro-
liferation of Weapons of Mass Destruc-
tion of the High Commisisoner of the  
EU, Mr.  Javier Solana. Annallisa the 
floor is yours. 
 
 
 

Annalisa Giannella, Beauftragte für 

Massenvernichtungswaffen des Hohen 

Repräsentanten für die Gemeinsame 

Außen- und Sicherheitspolitik der EU 

 
(wegen eines Defekts bei der Aufzeich-

nung der Veranstaltung ist dieser Beitrag 

leider verloren gegangen) 
 
Moderator 

 
Mr. Fitzpatrick, You have extensively 
studied the case of North Korea and of 
Iran for quite some time, recently in your 
capacity as Director of the International 
Institute for Strategic Studies (IISS) Non-
Proliferation Programme , but before in 
your long career in the US Department of 
State, even some years as Deputy Assis-
tant Secretary for Non-Proliferation. 
What is your opinion, your judgement, if 
you compare the  case of North Korea 
with the one of Iran? What lessons could 
we learn , or possibly have we already 
learned? 
 
Mark Fitzpatrick, International Insti-

tute for Strategic Studies IISS, London 

 
I. Why have negotiations been success-
ful with North Korea, but not with Iran? 

 
A. Similarities: 
• North Korea and Iran are both pariah 

states, bent on achieving a nuclear 
weapons capability for deterrence and 
status. 

• Both face US-led pressure (financial 
sanctions, export controls, interdic-
tion). 

• US (now) accepts nuclear power (in 
principle) for both. 

• Multilateral negotiations (even of 
similar size), US partners in the lead. 

 
B. Key differences 
• North Korea met its weapons goal, so 

now willing to use production facili-
ties as bargaining chips.  Iran is at 
least 2-3 years away from having one 



bomb, so has strategic reason to keep 
on with the program.  

• North Korea is a failed state; in dire 
need of foreign assistance for energy 
and food.  Iran is less vulnerable to 
economic pressure, although more 
susceptible to internal pressures from a 
restive population that does not want 
to be an outcast and has many links 
with the rest of the world.  

• Iran’s emphasis on legitimacy and 
NPT are reasons it may be willing to 
keep a weapons capability latent. 

• US not ready to offer Iran security 
guarantees it offered North Korea.  US 
has more concerns about the Iranian 
regime (threat to Israel, support for 
groups that employ terror tactics; in-
fluence in Iraq) than about the North 
Korean failed state.  US cannot in any 
case attack North Korea because Seoul 
is hostage to artillery attack. 

 
II. What can negotiations with Iran and 
North Korea achieve? 

 
A. The goal in both cases remains no nu-

clear weapons capability – akin to 
Libya and South Africa. 

• We hope Iran will emulate Libya (and 
Brazil, Argentina & others) and stop 
before it reaches the capability. 

• We hope North Korea will emulate S. 
Africa and dismantle the weapons 
themselves.  

• All previous cases followed major 
change in the security environment 
(regime change in case of South Africa 
and Kazakhstan and Ukraine Soviet 
republics) or strategic calculus (Libya 
realized costs of weapons program 
outweighed the differences). 

 
B. Iran’s strategic calculus will not 

change without greater realization of 
incentives (security guarantee and be-
lief US really would lift sanctions) and 
disincentives (more financial pressure 
and additional UNSC sanctions).   

• These are essential, but not necessarily 
sufficient conditions.  Chances are di-
minishing that any feasible combina-
tion of sticks & carrots could persuade 
Iran to forgo enrichment. 

• Transatlantic allies may some day 
need to decide if accepting the fait ac-
compli of small-scale enrichment in 
Iran coupled with intrusive inspections 
a better strategy for keeping Iranian 
nuclear capability latent.  It would buy 
time with far lower consequences than 
military strikes. 

• Accepting small-scale enrichment in 
Iran has significant downsides, how-
ever: 
o Confers legitimacy on a program 

the UNSC de-legitimized in 2006. 
o Confers a right to enrichment that 

once granted, is not reversible. 
o Pressure on Iran would halt and be 

hard to restore quickly if Iran broke 
the deal. 

o Would obviate West’s ability to 
block Iran foreign procurements. 

o An authorized enrichment facility 
would make it harder to detect and 
prove clandestine activity. 

o Cannot preclude – in fact, have to 
expect – Iran cheating, or breaking 
out once it overcomes technical dif-
ficulties. 

o May encourage further defiance. 

 
C. With North Korea, negotiation 

success was “3 years, 8 bombs and 1 
test too late.”  

• Lamentable if Iran learns lesson that 
high-stakes brinksmanship brings re-
wards; that testing a nuclear weapon is 
the way to get Washington’s attention. 

• A better lesson for Iran is that the 
Bush Administration has a new will-
ingness to talk and negotiate with an 
enemy, and make real compromises.  
The inconsistencies in US approach to 
North Korea and Iran have changed 
significantly. 

III. How to prevent ripple effects? 

 



A. In NE Asia, reaffirming security 
alliances are the best way to prevent a 
North Korea ripple effect. 

• 13 Feb agreement a good start, many 
ways it could come undone, including 
differences on timing of next steps. 

• The five working groups offer hopeful 
prospect.  Biggest impact may be 
normalization talks between US-North 
Korea, and between North Korea-
Japan.  Before Japan can provide aid, 
it needs some movement on the abduc-
tion issue that needlessly overshad-
owed Japan’s security interests.  

• Talks also need to address North Ko-
rea’s missile program, to reduce the 
threat of deliverable weapons (biggest 
driver of nuclear interest in Japan).    

 
B. In Middle East, a ripple effect 

from Iran’s nuclear program is already 
evident. 

• New interest in nuclear energy in 
Egypt, Turkey, GCC and even Jordan 
has some energy logic but in most 
cases is a hedging strategy. 

• Proliferation concerns about nuclear 
energy expansion can be minimized if 
countries 1) accept transparency 
measures of the IAEA Additional Pro-
tocol and 2) forego enrichment and re-
processing capabilities.  Without the 
latter, nuclear energy cannot be put to 
weapons use. 

• Supplier states should condition any 
nuclear assistance on states accepting 
these two conditions. 

• Egypt, however, will not accept addi-
tional nonproliferation constraints 
while Israel accepts none.  

• If Israel were to decide it had enough 
bomb-grade plutonium reserves, 
mothballing Dimona and putting it un-
der IAEA safeguards would be a 
strong bargaining chip to persuading 
Egypt to accept the Additional Proto-
col and forego enrichment and reproc-
essing.   

• This would not require Israel to give 
up its nuclear deterrence or policy of 
nuclear ambiguity.   

• Israel would reject any arms control 
measure unless Iran accepts con-
straints.  

 
C. Conclusions   
• It is possible to conceive of limited re-

gional arms control measures in both 
Northeast Asia and the Middle East. 

• They need to be backed by security 
guarantees and a global consensus on 
making the Additional Protocol a uni-
versal norm and limiting the spread of 
sensitive fuel cycle  technologies.  

 
Moderator 

 
Botschafter Lüdeking , Sie sind der stell-
vertretende Beauftragte der Bundes-
regierung für Fragen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle hier in Berlin. Sie wa-
ren auch Leiter des Referats für Sicher-
heit und Rüstungskontrolle in Europa und 
Leiter der Referate für konventionelle 
Rüstungskontrolle und für nukleare Rüs-
tungskontrolle und Nichtverbreitung. Im 
Bericht der Bundesregierung zum Stand 
der Bemühungen um Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Nichtverbreitung heißt es 
zum Nuklearbereich: „Gemeinsam mit 
unseren europäischen Partnern setzen wir 
uns für eine internationale Ordnungs-
politik ein, die nach allgemein verbindli-
chen und transparenten Regeln funktio-
niert.“ Und weiter heißt es da „Verhand-
lungsziel bleibt es von Iran objektive Ga-
rantien zu erhalten, dass das iranische 
Nuklearwaffenprogramm ausschließlich 
friedlichen Zwecken dient.“ Was bedeu-
tet dies und wie sehen Sie diese Aussagen 
im Bezug auf unser Thema, nämlich Um-
gang  mit neuen und zukünftigen Atom-
mächten? 
 
 
 
 
 
 



Botschafter Rüdiger Lüdeking, Stell-

vertretender Beauftragter der Bundes-

regierung für Fragen der Abrüstung 

und Rüstungskontrolle 
 
Einleitend möchte ich zwei Anmerkun-
gen zum Titel dieses Panels machen:  
 
Der Hinweis auf „neue und zukünftige 
Atommächte“ könnte nahe legen, daß wir 
es mit neuen Nuklearwaffenstaaten zutun 
haben. Dies ist nicht der Fall. Das Prob-
lem der sog. defacto-Nuklearwaffen-
staaten, d.h. derjenigen Staaten, die au-
ßerhalb des nuklearen Nichtver-
breitungsvertrages stehen (IND, PAK, 
ISR), ist nicht neu. Auch stellt sich die 
Frage, ob man nach dem mißglückten 
Nukleartest im letzten Jahr PRK den Sta-
tus eines defacto Nuklearwaffenstaates 
zubilligen will. Unabhängig davon halte 
ich jedoch insgesamt die Implikation des 
Titels für problematisch, daß die Prolife-
ration von Nuklearwaffen unabwendbar 
und zwangsläufig ist. Genau hier muß die 
Nichtverbreitungspolitik ansetzen: Es 
geht darum, einen „Dammbruch“ des 
Nichtverbreitungsvertrages und das Ent-
stehen neuer Nuklearwaffenstaaten zu 
vermeiden. Bei entsprechendem politi-
schen Willen ist dieses Ziel erreichbar.  
 
 
Meine zweite Bemerkung bezieht sich 
auf den Untertitel dieses Panels: Vielfach 
sind Nuklearwaffenambitionen einzelner 
Staaten Ausdruck und Ergebnis ungelös-
ter regionaler Sicherheitsprobleme. Dies 
bedeutet, daß man gerade versuchen muß, 
durch regionale Rüstungskontrollverein-
barungen zur Lösung dieser Probleme 
beizutragen und damit auch Nuklearwaf-
fenambitionen die Grundlage zu entzie-
hen. Andererseits läßt sich die Nuklear-
bewaffnung eines Staates nicht auf einen 
regionalen Kontext eingrenzen. Sie hat 
vielmehr globale Auswirkungen, Auswir-
kungen auf Integrität und Autorität des 
Nichtverbreitungsvertrages, ebenso wie 
auf globale Sicherheit und Stabilität ins-
gesamt.  

 
Welche zentralen Aufgaben stellen sich, 
um der nuklearen Proliferation wirksam 
zu begegnen und den möglichen Ambiti-
onen zum Erwerb von Nuklearwaffen in 
Asien und im Nahen und Mittleren Osten 
Einhalt zu gebieten? In Beantwortung 
dieser Frage geht es zunächst darum, ei-
nen verkürzten, allein auf Maßnahmen 
der Abschreckung, Verteidigung und 
Vereitelung (denial) ausgerichteten An-
satz zu vermeiden. Aus meiner Sicht soll-
te vielmehr präventive Maßnahmen und 
in der jetzigen Situation vor allem den 
folgenden fünf Aufgaben größere Auf-
merksamkeit geschenkt werden:  
 
 
1. Rückbesinnung auf den zentralen Stel-
lenwert des Nuklearen Nichtverbreitungs-
vertrags (NVV). 
 
Der Nukleare Nichtverbreitungsvertrag 
ist die zentrale Norm, die alle Bemühun-
gen zur Verhinderung von Proliferation 
von Nuklearwaffen legitimiert. Aller-
dings ist dieser Vertrag nicht unerhebli-
chen Erosionsrisiken ausgesetzt. Dabei 
gerät der Vertrag von zwei Seiten unter 
Druck: Zum einen sehen wir uns mit 
ernsthaften Proliferationsgefahren kon-
frontiert, IRN und PRK sind hier die 
Stichworte. Zum anderen drängt sich 
auch der Eindruck auf, als gebe es eine 
„Renaissance“ von Nuklearwaffen. Es 
gilt deshalb, die Autorität dieses Ver-
tragswerkes auch dadurch zu wahren, daß 
der Durchsetzung dieser Norm und des 
auf seiner Grundlage geschaffenen Re-
gelwerks gegenüber anderen, vor allem 
wirtschaftlichen und strategischen Inte-
ressen, keine nachrangige Bedeutung zu-
gewiesen wird. Der Nichtverbreitungs-
vertrag muß als gemeinsame Politikbasis, 
der sich die Nuklearwaffenstaaten ebenso 
wie die Nichtnuklearwaffenstaaten ver-
pflichtet fühlen, wiederhergestellt wer-
den.  
 
2. Wiederherstellung der Glaubwürdig-
keit des Nichtverbreitungsvertrages 



 
Dieser Punkt liegt in der Konsequenz der 
an erster Stelle genannten Aufgabe. Zent-
ral für die Wiederherstellung der Glaub-
würdigkeit ist die Wahrung und Stärkung 
des dem Vertrag zugrunde liegenden Ge-
gengeschäftes: Die Nichtnuklearwaffen-
staaten haben auf den Besitz und die 
Entwicklung von Nuklearwaffen verzich-
tet und im Gegenzug dazu die Nuklear-
waffenstaaten sich zur Abrüstung ver-
pflichtet. D.h. wir brauchen eine ent-
schiedene Politik gegenüber bestehenden 
Proliferationsrisiken, eine Politik, die 
durch die gesamte internationale Gemein-
schaft unterstützt werden muß. Der inter-
nationalen Geschlossenheit, gerade auch 
in den Fällen IRN und PRK, kommt des-
halb eine über den Einzelfall hinausge-
hende Präzedenzwirkung zu. Gleichzeitig 
brauchen wir aber auch ein neues Mo-
mentum für die nukleare Abrüstung. Hier 
sind vor allem die Nuklearwaffenstaaten 
gefordert, mit gutem Beispiel voranzuge-
hen. Sie müssen durch eigenes Tun unter 
Beweis stellen, daß sie den Nichtverbrei-
tungsvertrag nicht als Lizenz für den dau-
erhaften Besitz von Nuklearwaffen be-
trachten. Nur so werden sie bei der Ein-
forderung der Erfüllung der Nichtverbrei-
tungsverpflichtung auf ungeteilte Unter-
stützung auch durch die Ungebundenen 
rechnen können.  
 
3. Stärkung des Nichtverbreitungsvertrages 
 
Das nukleare Nichtverbreitungsregime 
muß auf breiter Front gestärkt werden. 
Dabei geht es im Hinblick auf das Risiko 
des Entstehens neuer Nuklearwaffen-
staaten um Aufgaben wie  
 
• die Ergänzung des Nichtverbreitungs-

vertrages um ihn unterstützende Re-
gelwerke wie den Umfassenden 
Teststopp-Vertrag, der noch immer 
nicht in Kraft getreten ist, und die 
Aushandlung eines wirksamen Vertra-
ges zum Verbot der Produktion von 
Spaltmaterial für Waffenzwecke; 

• Erhöhung der Entdeckbarkeit von Ver-
tragsverletzungen durch eine Stärkung 
des Verifikationsregimes, wobei es vor 
allem um die Etablierung des IAEO-
Zusatzprotokolls als Verifikations-
standard und die routinemäßige Nut-
zung von „special inspections“ geht; 

• die Eindämmung der Risiken der zivi-
len Nutzung der Kernenergie durch 
Schaffung multilateraler Ansätze und 
Mechanismen zu den sensitiven 
Brennstoffkreislaufaktivitäten Anrei-
cherung und Wiederaufbereitung;  

• die Stärkung der Vertragsdurch-
setzung, wobei es vor allem darum 
geht, den VN-SR in seiner Funktion 
als letzte Instanz bei der Vertrags-
durchsetzung zu stärken; 

• die Bekräftigung/rechtliche Festschrei-
bung unzweideutiger negativer Si-
cherheitsgarantien für Nichtnuklear-
waffenstaaten, um letzteren Sicherhei-
ten zu gewähren, die sie von Nuklear-
waffenoptionen Abstand nehmen las-
sen; in diesem Zusammenhang ist 
auch die Notwendigkeit eines weiteren 
Ausbaus und der Festigung bestehen-
der nuklearwaffenfreier Zonen zu se-
hen; 

• die Verhinderung leichtfertiger Kün-
digungen des NVV durch die Verein-
barung eines gemeinsamen Verständ-
nisses zu dem in Art. X des NVV fest-
geschriebenen Rücktrittsrecht, insbe-
sondere auch im Hinblick auf die mit 
dessen Ausübung verbundener Impli-
kationen zu vereinbaren; 

 
Dies sind nur einige der Aufgaben, mit 
denen sich der in diesem Jahr beginnende 
Überprüfungsprozeß zum NVV zu be-
schäftigen hat.  
 
4. Verfolgung eines glaubwürdigen An-
satzes gegenüber den defacto Nuklear-
waffenstaaten  
 
Dies bedeutet im Kern die Aufrechterhal-
tung des Universalisierungsanspruchs des 
Nichtverbreitungsvertrages, d.h. der For-
derung an die drei bisher dem Vertrag 



fernbleibenden Staaten IND, PAK und 
ISR, dem Vertrag als Nichtnuklearwaf-
fenstaaten beizutreten. Eine Verwirkli-
chung dieses Ziels ist in kurzfristiger Per-
spektive sicher nicht realistisch. Deshalb 
muß es zunächst darum gehen, die drei 
Staaten an das nukleare Nichtverbrei-
tungsregime heranzuführen und damit zu 
gewährleisten, daß sie nicht zur Prolifera-
tion beitragen. Allerdings sollte diese 
Heranführung in einer Weise erfolgen, 
daß kein negativer Präzedenzfall geschaf-
fen wird. Bezogen auf die aktuelle Dis-
kussion um die Nuklearkooperation mit 
IND heißt dies, daß nach Möglichkeit ei-
ne Situation vermieden werden sollte, bei 
der IND Rechte aus dem Nichtverbrei-
tungsvertrag zugesprochen bekommt, oh-
ne daß es gleichzeitig Verpflichtungen 
übernimmt. Es wäre deshalb wünschbar, 
wenn IND im Zuge einer Vereinbarung 
zur zivilen Nuklearkooperation auch den 
umfassenden Teststopp-Vertrag zeichnet, 
einseitig ein Moratorium für die Produk-
tion von Spaltmaterial für Waffenzwecke 
erklärt und sich zur Verpflichtung zur 
nuklearen Abrüstung bekennt, wie sie 
nach dem Nichtverbreitungsvertrag für 
die anerkannten fünf Nuklearwaffenstaa-
ten gilt. In jedem Fall sollte die ins Auge 
gefaßte Nuklearkooperation mit IND 
nicht zu einer Förderung des IND Nukle-
arwaffenprogramms beitragen.  
 
5. Schaffung eines schlüssigen Gesamt-
ansatzes zur Bekämpfung der beste-
henden regionalen Proliferationsrisiken 
 
Liegt die Begründung für das Streben von 
Nuklearwaffen in ungelösten Sicherheits-
problemen, so muß auch ein ursachenbe-
zogener Ansatz gewählt werden, der ge-
rade auch die Sicherheitsbedürfnisse der 
betreffenden Staaten in den Blick nimmt. 
Dieser Gesichtspunkt war beispielsweise 
von Beginn an für die Bemühungen der 
E3 zu einer diplomatischen Lösung in der 
IRN-Frage leitend. So haben GBR, FRA 
und DEU im Wissen um die IRN Erfah-
rungen aus jüngster Zeit bei der Lösung 
der Nuklearfrage einen breiten Ansatz 

gewählt, der für IRN die Perspektive ei-
ner vertieften Zusammenarbeit mit Euro-
pa auch in politischer, sicherheitspoliti-
scher, wirtschaftlicher und technologi-
scher Hinsicht beinhaltet. Dabei darf auch 
die Rolle von Sicherheitsgarantien nicht 
unterschätzt werden. Schließlich können 
bestehende Proliferationsfälle nicht iso-
liert sondern müssen eingebettet in den 
regionalen Gesamtkontext betrachtet 
werden. Es ist deshalb wichtig, im Nahen 
und Mittleren Osten auf die Schaffung 
einer Massenvernichtswaffenfreien Zone 
hinzuwirken. Zudem ist auf die Gefahr 
hinzuweisen, daß - sollte IRN über Nuk-
learwaffen oder eine wirksame Nuklear-
waffenoption verfügen - dies einen Do-
minoeffekt auslösen und sich eine Reihe 
von arabischen Staaten veranlaßt sehen 
könnte, auch den Besitz solcher Waffen 
oder zumindest die Option darauf anzu-
streben. Schließlich sollten zur Lösung 
der bestehenden Sicherheitsprobleme auf 
regionaler Ebene rüstungskontrollpoliti-
sche Prozesse zur Vertrauensbildung und 
zur Stabilisierung der konventionellen 
Dispositive angeregt werden; hier hat Eu-
ropa seit den 70er Jahren eine Vorreiter-
rolle gespielt und kann aufgrund des 
Netzwerkes rüstungskontrollpolitischer 
Vereinbarungen wie Wiener Dokument, 
KSE-Vertrag und Vertrag über den Offe-
nen Himmel als Modellfall gelten.  
 
 
Moderator 

 
Ms. Gottemoeller, you are the Director of 
the Carnegie Moscow Center, represent-
ing the Carnegie Endowment for Interna-
tional Peace in Russia. You taught  in 
Washington, Georgetown University 
Russian security policy in Eurasia with 
emphasis on the sources of Russian threat 
assessment as well as the political, eco-
nomic and military tools of Russian pol-
icy throughout the region. As the Director 
for Nonproliferation and national security 
(1997 – 1999) in the US Department of 
Energy and as Assistant Secretary for 
Nonproliferation and National Security in 



this department you dealt with  activities 
in the field of arms control, nonprolifera-
tion and associated research and devel-
opment. Please share with us your views 
on how to deal with new and future nu-
clear powers, especially under your, let 
me call it, Russian experience. 
 
Rose Gottemoeller, Leiterin des Büros 

Moskau des Carnegie Endowment for 

International Peace 
 
Iran’s defiance of the international com-
munity has been difficult to confront in 
policy terms, not the least because of the 
volatile and negative role that its presi-
dent, Makhmud Ahmadinejad, has been 
playing on the world stage.  Among his 
many strong and sometimes unsavory 
statements has been an insistence that nu-
clear enrichment shows Iran’s technical 
prowess and therefore establishes its 
claim to world leadership.   
 
The Iranian President’s approach, how-
ever, has begun to draw criticism among 
the Iranian political elites, so much so 
that at the end of January the Supreme 
Leader of Iran, Khameini, told the Presi-
dent publicly to stop commenting on the 
nuclear issue.  This public rebuke was 
unprecedented, but followed a number of 
reports in the Iranian press indicating that 
a number of Iranians had become uncom-
fortable with Ahmadinejad’s hard-line 
approach. Thus, although Ahmadinejad 
has not desisted from boasting about his 
country’s nuclear enrichment program, it 
seems that the environment in Iran has 
become more volatile where this issue is 
concerned.  Therefore, the chances might 
be improving for direct discussions with 
Iranian experts on issues related to the 
nuclear program. 
 
In particular, the time seems ripe to ex-
plore whether there are alternative path-
ways by which Iran could express its 
technological prowess and world leader-
ship. By trying to broaden and shift the 
debate in Iran to other parts of the fuel 

cycle, or to other nuclear energy tech-
nologies, we might be able to unglue their 
focus on enrichment and create more time 
and space for a rollback of their nuclear 
program. 
 
During the past year, I have been discuss-
ing with Russian, European and U.S. ex-
perts what steps could be pursued to 
“change the subject” in this way with 
Iran.  The topics that we considered in-
cluded: 
 
• Examining ways to engage the Irani-

ans more effectively in a discussion 
of the future of nuclear power.  We 
focused on the notion that this discus-
sion should begin with consideration 
of the back end of the fuel cycle, e.g. 
how will Iran handle the expense and 
environmental burden of dealing with 
spent nuclear fuel. 

• Considering how the new nuclear en-
ergy initiatives, i.e. the U.S. Global 
Nuclear Energy Partnership (GNEP) 
and the Putin initiative to establish in-
ternational fuel service centers in 
Russia, relate to the effort to solve the 
nuclear problem with Iran.  The ex-
perts agreed that nuclear energy can-
not expand in a proliferation-resistant 
manner in future years if the problem 
of Iran’s nuclear program continues 
to fester. 

 
The Russian government had in fact al-
ready begun to explore with the Iranians 
the notion on international fuel services, 
offering them a place in an international 
fuel service center in Russia.  This ap-
proach would provide for enrichment on 
Russian soil rather than Iranian soil.  This 
is a deal that Iran has at times rejected, at 
times indicated a continuing interest in.  
It is still open to discussion from the Rus-
sian perspective. 
 
Such areas of nuclear energy cooperation 
with Iran could not go forward, however, 
without major steps forward in mutual 
confidence. For the international commu-



nity, that will require a significant new 
emphasis on safeguards techniques and 
procedures even beyond those that are re-
quired by the Additional Protocol (asso-
ciated with the Safeguards Agreements 
that countries negotiate with the Interna-
tional Atomic Energy Agency).  The Ira-
nians have from time to time indicated 
their willingness to open up to extensive 
control measures beyond the Additional 
Protocol, and so the notion of exploring 
such measures is not new to them. 
 
Technical measures in support of improv-
ing the monitoring of Iran’s nuclear sites 
fall into two realms: the first is the long-
standing field of safeguards, with well-
established links to the International 
Atomic Energy Agency and its estab-
lished regimes; and the second in the 
newer area of Cooperative Threat Reduc-
tion (CTR).  The CTR programs began 
with U.S. legislation that was written in 
1992 by Senators Nunn and Lugar.  They 
were designed to address the security 
threats that could have arisen out of the 
break-up of the Soviet nuclear arsenal.  
The Senators, and many others, were 
concerned that nuclear weapons and nu-
clear materials in Russia and the other 
CIS countries could fall into the wrong 
hands and be sold to terrorists or rogues 
on the ultimate black market.  The em-
phasis of the programs began as nuclear, 
but later moved to embrace also biologi-
cal and chemical weapons.  By 2002, at 
Kananaskis G-8 summit, the program 
evolved from being primarily a bilateral 
U.S.-Russian program to becoming a G-8 
program, the Global Partnership. In turn, 
the Global Partnership concept has 
evolved into the full multilateral realm, 
with member countries all over the world.    
 
In the realm of Cooperative Threat Re-
duction, the role of scientist-to-scientist 
interactions has been very important in 
establishing initial mutual confidence and 
the environment to proceed with demand-
ing and sensitive projects.  The experi-
ence of U.S.-Russian cooperation in this 

area, therefore, is likely to provide some 
useful lessons to consider for eventual 
cooperation with the Iranians.  For a shift 
in the Iranian debate to occur, for exam-
ple, it will be important at the first stage 
to invest the Iranians with a sense that 
they are not being relegated to some kind 
of second-class status.  We have the best 
hope of avoiding this outcome if the 
ground is prepared by scientist-to-
scientist interactions. Such peer interac-
tions would build up confidence among 
the Iranian elites that we can participate 
in discussions and eventually in activities 
that involve the most sensitive of their fa-
cilities.  
 
If we can accomplish this confidence-
building step, then we will have im-
proved the environment for roll-back of 
the Iranian nuclear program—as always, 
the most difficult step is the first one.  Af-
ter that, the environment expands out, and 
we might see some opportunities for quite 
useful work in other areas, on the road to 
reduction and elimination of the Iranian 
nuclear capabilities. 
 
Thus, we should be focused on creating 
the conditions for a shift of the debate in 
Iran.  We should explore the potential for 
communicating with the Iranians on a 
number of technical issues, all of which 
would have application to either an ex-
panded (but proliferation resistant) Ira-
nian nuclear energy program, or en-
hanced safeguards and monitoring meas-
ures for Iranian nuclear facilities.  This 
exploration could first take place among 
U.S., Russian and European experts, but 
could proceed on an experimental basis to 
involve Iranian experts. 
 
In order to convey the strategy that would 
underlie this approach, it is necessary to 
examine the logic of what would be the 
entire process.  First, non-Iranian experts 
would examine the potential for engage-
ment, then engagement with the Iranians 
would occur on an experimental basis.  If 
the early interaction were successful, then 



the governments could develop the tech-
nology cooperation as they work with the 
Iranians to shutter and eliminate their nu-
clear program.  This complete process 
may be described in highly simplified 
phases, some of which could proceed in 
parallel: 
 
• Exploration among U.S., Russian, 

European experts of nuclear fuel cy-
cle and safeguards technologies as 
well as Cooperative Threat Reduction 
techniques that might be pursued in a 
proliferation-resistant manner with 
the Iranians. 

• On an experimental basis with the 
Iranians, beginning of scientist-to-
scientist briefings and possibly joint 
projects regarding the fuel cycle; 

• Government-to-government efforts to 
renew moratorium on enrichment, 
and restart negotiations; 

• “Experimental” Iranian participation 
in international fuel services center on 
Russian territory; 

• Expanded Iranian participation in de-
velopment of future nuclear energy 
technologies; 

• Mothballing of “unneeded” Iranian 
fuel cycle facilities; 

• Construction begun of additional nu-
clear power plants in Iran; 

• Dismantlement of unneeded fuel cy-
cle facilities. 

 
This description of phases for engaging 
with Iran on the roll-back of the nuclear 
program is meant to be exemplary, not 
exclusive of other approaches.  Certain 
characteristics of this strategy should be 
present, however, no matter how the de-
tails differ:  First, an early confidence-
building stage will be necessary to en-
gage successfully with Iran, and in par-
ticular, to undermine Ahmadinejad’s de-
fiance of the international community.  
Second, certain phases should be de-
signed to proceed in parallel, such as 
mothballing of facilities and construction 
of new power plants.  However, a re-
newed moratorium on enrichment is nec-
essary at an early phase.  Finally, only the 
earliest phases of confidence-building 
would benefit from non-governmental in-
teractions.  The other phases are the pur-
view of governments and must be man-
aged and controlled by them. 
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Theresa Hitchens, Center for Defense 

Information, Washington 
 
China’s Jan. 11 test of an anti-satellite 
(ASAT) weapon – the first in two dec-
ades – is ushering in a dangerous new era 
of military space competition. Already, 
there are calls in the United States and 
India for both more robust military space 
programs and response in kind. Mean-
while, the thousands of pieces of space 
debris produced by the test have high-
lighted the criticality of satellites for all 
nations, and their exquisite vulnerability.  
Considering that space systems are be-
coming more central to the military op-
erations of all developed (and many de-
veloping) nations, how can conflict in 
space be avoided?  
 
There are two key strategies that are im-
mediately available to arrest a dangerous 
slide down the slippery slope towards war 
in space, one primarily national, the other 
international: space system protections 
designed to limit vulnerabilities, and a 
‘code of conduct’ for space operations. 
While the first approach is largely uncon-
troversial among space-faring nations, re-
sistance to the latter remains. 
 
First, space systems protection. As noted, 
space systems are inherently vulnerable. 

Satellites are delicate and complicated 
pieces of equipment operating in a natu-
rally harsh environment, with radiation 
and space debris among the threats to 
their functioning. But other space system 
nodes are also vulnerable to disruption or 
destruction: ground stations could be shut 
down by an earthquake or an attack; sat-
ellite links can be jammed or spoofed, or 
simply disrupted by bad space weather. 
Meanwhile, the means to disrupt space 
activities have become more widely 
available. More nations, now 41, operate 
satellites and thus have know-how about 
their workings; more and more nations 
are becoming capable of launching space 
assets; computer technology gets cheaper 
and easier to use every day; jamming de-
vices are available on the commercial 
marketplace. The necessity of protecting 
space assets – whether they are commer-
cial, civil or military – is now being rec-
ognized by most space-faring nations. 
While there remain debates about priori-
ties, costs, and implementation, there fur-
ther is little disagreement about the types 
of protective measures available.  
 
A first priority for space operators is bet-
ter space situational awareness – the abil-
ity to ‘see’ what is going on in space. In 
addition, capabilities to diagnose what 
has happened to a failed or failing satel-
lite, in near- or real-time, are also re-
quired. Currently, the United States and 
Russia have the most sophisticated sensor 
suites for space surveillance, but China is 
building capabilities, France has a new 
radar system for surveilling Low Earth 
Orbit, and the European Union is consid-
ering a plan for its own space surveil-
lance network.  Commercial operators as 
well are increasingly concerned about the 
need for better space data in order to 
avoid collisions or interference as orbits, 



particularly geosynchronous orbit where 
most communications satellites reside, 
become more crowded. For example, a 
group of multinational telecommunica-
tions providers are working on a set of 
“best practices” for space operators re-
garding data sharing and consultations 
regarding satellite positions and maneu-
vers. 
 
Other protection measures now being 
studied by many space-faring nations in-
clude measures such as encryption, fre-
quency hopping and subsystem redun-
dancies designed to guard against elec-
tronic interference.  While such protec-
tions are routinely used on military satel-
lites, commercial networks up to now 
have generally not featured such capabili-
ties in part due to low threat perceptions 
and concern about costs.  
 
Further, more nations are investigating 
the uses of small satellite networks to 
perform operations traditionally under-
taken by large single, such as disaster 
monitoring or even intelligence gather-
ing. The use of multi-satellite networks 
could lower the risk factor by ensuring 
continuity of operations in the event that 
one satellite was disrupted or destroyed.  
 
Finally, there is growing interest in de-
veloping means to rapidly replace satel-
lites on orbit, through the use of on-orbit 
spares and new launch vehicle technolo-
gies. 
 
Most of these protection approaches will 
fall squarely in the laps of satellite own-
ers and operators, to be instituted nation-
ally or by industry operators themselves. 
However, with regard to space situational 
awareness, there is room – indeed need – 
for international cooperation. All satellite 
operators have information about their 
own satellites; and all need information 
about the functioning of other satellites to 
ensure the safety of their own. While the 
U.S. Air Force, which operates the U.S. 
Space Surveillance Network shares some 

data it obtains, there is widespread recog-
nition that there is a need for better and 
more data, and improved processes for 
data sharing.  
 
Which brings us to the idea of “code of 
conduct” for space operations. Codes of 
conduct are a traditional tool for manag-
ing military, and even other forms of, 
competition in peacetime. They seek to 
establish rules for responsible behavior 
and deter irresponsible actions. While 
some rules exist for space activity, such 
as the Outer Space Treaty’s prohibition 
on the placement of weapons of mass de-
struction in space, what rules exist are 
generally weak. Space operations have 
largely been governed by overlapping 
sets of gentleman’s agreements. While in-
formal arrangements worked well when 
there were few space actors, there are 
signs that these agreements are fraying as 
the number of space actors – with differ-
ent cultures, processes and priorities -- 
continues to burgeon. 
 
The concept of “rules of the road” or a 
“space code of conduct” is not new, and 
various elements of such an approach to 
collective space security have been ex-
plored by a number of different non-
governmental, academic and industry or-
ganizations, from the International Acad-
emy of Astronautics to the Henry L. 
Stimson Center in Washington and CDI. 
Potential elements include: improved or-
bital data sharing (as mentioned), debris 
mitigation, space traffic management, no-
tification/consultation, “special caution 
areas,” no harmful use of lasers, and no 
testing or use of debris-creating ASATs. 
 
I’ve already talked about orbital data 
sharing, but wanted to mention that one 
idea floating in U.S. industry circles is 
the concept of a global data base, into 
which space operators would put data 
about satellite operations and out of 
which would come automatic warnings 
regarding close approach or potential in-
terference. While the technicalities, espe-



cially regarding how to protect secret sat-
ellite networks, might be daunting, this 
would be worth more in-depth explora-
tion. 
 
Debris mitigation is another area where 
there is widespread agreement about the 
need, as every space operator is threat-
ened by debris today (more so since the 
Chinese test). Indeed, the Inter-Agency 
Debris Coordination Committee, which 
comprises the space agencies of 10 coun-
tries plus ESA, in 2002 adopted technical 
mitigation guidelines that were then for-
warded to the UN Committee on the 
Peaceful Uses of Outer Space for poten-
tial adoption. COPUOS used the IADC 
guidelines to develop a less-specific set 
of political commitments for debris miti-
gation that were discussed at a meeting in 
February. (Note bene: the meeting takes 

place Feb. 20, I will report on the re-

sults.) 
 
Space traffic management is a term that 
has a rather fungible definition, but the 
premier study on the issue was completed 
by IAA in 2005, called the “Cosmic 
Study on Space Traffic Management. The 
study defined the term as: “The set of 
technical and regulatory provisions for 
promoting safe access to outer space, op-
erations in outer space, and return to 
Earth from outer space free from physical 
or radio-frequency interference.” This 
study provides a blueprint for future work 
to develop such a regime. 
 
As mentioned, notification of maneuvers 
is a key area for a space code of conduct. 
Processes for doing this, however, are not 
codified or routinely followed by all; thus 
the need for a more formal system. In ad-
dition, pre-launch notification would im-
prove space situational awareness and 
traffic management. Finally, as also made 
apparent by the Chinese ASAT test, more 
formal processes for consultation and 
dispute resolution among actors when in-
terference is feared or questionable ac-
tions are taken are necessary. 

Special caution areas or keep-out zones 
around satellites have been proposed in 
the past as a way of ensuring against col-
lision. The IAA Cosmic Study also sug-
gested that a type of general zoning might 
be set up, limiting certain activities to 
certain orbits or preventing certain ac-
tions in certain orbits. For example, 
“space burials” might be restricted to 
very low orbits where the debris would 
decay rapidly. 
 
There are precedents regarding no harm-
ful uses of lasers in peacetime under the 
U.S.-Soviet Prevention of Dangerous 
Military Practices agreement and the In-
cidents at Sea Agreement. Lasers have 
multiple uses for space operations, from 
benign to harmful. An agreement not to 
use lasers to interfere with satellites could 
help prevent misinterpretation. 
 
The Chinese test has starkly highlighted 
the negative effects of using kinetic en-
ergy or other destructive ASATs. More 
than 900 pieces of larger debris have 
been tracked, hundreds of thousands of 
smaller pieces are estimated. Much of 
this will remain on orbit for more than 40 
years. It is in no country’s interests for 
space to become a junkyard, where all 
operations are at serious risk of damage 
or destruction. A ban on the testing and 
use of debris-creating ASATs would also 
be verifiable, as you can see the results.  
 
 
Götz Neuneck, Universität Hamburg, 

Institut für Friedensforschung und Si-

cherheitspolitik (IFSH) 
 
I. Droht ein Rüstungswettlauf im All? 
 
Der chinesische Satellitentest vom 11. 
Januar 2007 hat der Öffentlichkeit ein-
dringlich vor Augen geführt, dass neben 
den USA und Russland nun auch China, 
die Fähigkeit hat, Satelliten in einem Kri-
senfall über dem eigenen Territorium 
„abzuschießen“.  Dies unterstreicht einer-
seits die Ambitionen Chinas auf diesem 



Gebiet, zum anderen beschwört es die 
Gefahr eines Rüstungswettlaufs im All  
herauf. Zusätzlich zeigt die Entstehung 
vieler Weltraumtrümmer durch diesen 
Test eine akute Gefährdung weiterer zivi-
ler Satelliten auf dieser Bahnhöhe, ein 
Problem, das bei der Stationierung von 
Weltraumwaffen noch weiter zunimmt. 
Die „US National Space Policy“ von 
2006  unterstreicht, dass die Vereinigten 
Staaten ihre „ Aktionsfreiheit im Welt-
raum“ sichern möchten. Es werden Akti-
onen zum Schutz der US-
Weltraumfähigkeiten initiiert, indem u.a. 
den Gegnern der USA die Nutzung des 
Weltraums für feindliche Zwecke im 
Hinblick auf das nationale Interesse der 
USA „verweigert“ werden soll. Neue 
Rüstungskontrollinitiativen für den Welt-
raum werden abgelehnt. Weitere Warn-
zeichen sind diverse US-Programme, die 
Satelliten im All  zerstören können, auch 
und gerade im Zusammenhang mit der 
geplanten Raketenabwehr. Es wird ent-
scheidend darauf ankommen, dass die 
Weltgemeinschaft und allen voran die 
Raumfahrtbetreibenden Nationen recht-
lich verbindliche, überprüfbare und wir-
kungsvolle Regelungen schaffen, um eine 
aktive destruktive  Bewaffnung des Welt-
raums zu verhindern. 
 
Der Weltraumvertrag (WRV) von 1967, 
der nun 40 Jahre alt ist, unterstreicht in 
seiner Präambel das „gemeinsame Inte-
resse der gesamten Menschheit an der 
fortschreitenden Erforschung und Nut-
zung des Weltraums zu friedlichen Zwe-
cken“ und erklärt sie zur „Sache der ge-
samten Menschheit“. Der Weltraum ist 
nach Art.I.1 von 1967 WRV ein hoheits-
freier Gemeinschaftsraum, dessen Nut-
zung „im Interesse aller Staaten“ und der 
„Menschheit als Ganzes“ erfolgen muss. 
Demnach kann Sicherheit im Weltraum 
nicht ausschließlich im nationalen Inte-
resse eines Staates oder einer Staaten-
gruppe verfolgt werden.  
 
Die USA und Russland sind nach über 
fünfzigjähriger Rüstungskonkurrenz im 

All militärisch seit langem führend. Bis 
Ende 2003 haben sie mehr als 2.000 mili-
tärische Satelliten in das All geschossen, 
während alle weiteren Staaten 30-40 mili-
tärische Satelliten in eine Umlaufbahn 
befördert haben. Beide Supermächte ha-
ben im Kalten Krieg Anti-Satelliten (A-
SAT)-Programme betrieben und ASAT-
Tests durchgeführt. Aufgrund der hohen 
Kosten und der destabilisierenden Wir-
kung wurden die Programme jedoch ein-
gestellt. Es ist davon auszugehen, dass 
beide Staaten über einen Technologievor-
sprung auf dem Sektor verfügen.  Die 
Entwicklung von Weltraumtechnologien 
war stets auch militärisch motiviert. Der 
Großteil der zum Start und Betrieb von 
Satelliten genutzten Technologien sind 
„Dual-Use-Technologien” d.h. viele 
F&E-Ergebnisse im Bereich Raumfahrt 
können sowohl für zivile als auch für mi-
litärische Zwecke genutzt werden. 
 
Heute ist für global agierende Streitkräfte 
im Rahmen der „Revolution in Military 
Affairs“ viele Weltraumanwendungen im 
Bereich Kommunikation, Aufklärung und 
Navigation unverzichtbar. Die Verwen-
dung von Satelliten hat die moderne 
Kriegführung grundlegend verändert. 
Insbesondere die laufende Umstrukturie-
rung der US-Streitkräfte macht sie in zu-
nehmendem Maß vom Weltraum abhän-
gig. Aber auch die Europäische Union, 
China und Japan nutzen künstliche Him-
melskörper verstärkt für militärische 
Zwecke. Die heute vorhandenen Him-
melskörper haben „passive Funktionen“, 
d.h. sie sind nicht in der Lage, gezielt 
gegnerische Satelliten „auszuschalten“. 
Bis heute hat jedoch kein Staat aktive 
„Weltraumwaffen“ stationiert. Das Ein-
bringen von WRW würde nicht nur einen 
internationalen Tabubruch bedeuten, son-
dern kann eine ganze Kette neuer Ent-
wicklungen in Gang setzen: neue Bedro-
hungsszenarios, Kosten für zusätzliche 
Schutzmaßnahmen und die Gefahr eines 
Wettrüstens im Weltraum. 
 



Dennoch werden insbesondere in den 
USA, aber vereinzelt auch in weiteren 
aufstrebenden Raumfahrtstaaten Stimmen 
laut, die argumentieren, dass die heutige 
Satelliten- Infrastruktur für die moderne 
Kriegführung so essenziell ist, dass sie 
aktiv gegen Angriffe geschützt werden 
muss. US-Analysen befürchten, dass 
feindliche Angriffe gegen Satelliten zu 
einem „Pearl Harbor im Weltraum“ füh-
ren können, und fordern aktive Schutz-
maßnahmen bis hin zur Stationierung of-
fensiver Waffen im Orbit. Eine Unterbre-
chung weltraumgestützter Komponenten 
kann in der Tat zu erheblichen Schäden 
für die internationale Gemeinschaft füh-
ren. Satelliten sind sehr verwundbare Ob-
jekte, und vor dem Hintergrund verstärk-
ter Weltraumaktivitäten verschiedener 
Länder sind internationale Regelungen 
dringend notwendig. 
 
Es werden in den US-Streitkräften plane-
rische, organisatorische und budgetäre 
Weichen, für eine verstärkte Integration 
des Weltraums in die Kriegsführung ge-
stellt. Im Budget des Pentagon für das HJ 
2006 finden sich Programme, die die 
Weichen in Richtung WRW stellen. Eine 
partielle Weltraumbewaffnung wird vor-
bereitet, und erhöht die Gefahr, dass be-
reits jetzt weitere Staaten  dem folgen 
werden. Die strategischen Raketenab-
wehrprogramme, die sich in der Testpha-
se befinden, sind prinzipiell in der Lage, 
neben anfliegenden Sprengköpfen hoch 
im Weltraum auch niedrig fliegende Sa-
telliten zu treffen und zu zerstören. Für 
weltraumgestützte Interzeptoren soll 
2008 „Space based Interceptor Test Bed“ 
für künftige Weltraumtests errichtet wer-
den. China werden auch Aktivitäten auf 
dem Gebiet der ASAT-Laser und von 
Mikrosatelliten nachgesagt. Russland ver-
fügt im Prinzip über ein veraltetes, wenn 
gleich aktivierbares, auf der Erde statio-
niertes ASAT-System. Auch die Europäi-
sche Union wird den erdnahen Raum zu-
künftig verstärkt sicherheitspolitisch nut-
zen. 
 

II. Technische Elemente:  Weltraumwaffen 
 
In den USA gibt es eine anhaltende De-
batte bezüglich der nächsten Schritte zur 
Einführung von offensiven und defensi-
ven Weltraumwaffen. Diskutiert wird das 
gesamte Spektrum einer möglichen, akti-
ven „Kontrolle des Weltraums“ von Stör-
sendern über Mikrosatelliten und Lasern 
bis hin zu manövrierbaren Anti-
Satellitenwaffen. In diversen Studien und 
Planungsdokumenten finden sich 
„Roadmaps“ mit konkreten Waffenpro-
jekten.  
 
Eine weltraum-gestützte Waffe ist ein 
System im Weltraum, das Weltraumob-
jekte zerstört, beschädigt, funktionsunfä-
hig macht oder die Flugbahn verändert 
oder Objekte in der Atmosphäre oder am 
Boden zerstört. Im Wesentlichen werden 
in US-Dokumenten WRW vier Rollen 
zugedacht werden: (1) Schutz von US-
Satelliten; (2) Kontrolle von Objekten im 
Weltraum; (3) Waffeneinsatz aus dem 
Weltraum heraus auf Erdziele; (4) Ein-
satz gegen ballistische Raketen (Raketen-
abwehr). 
 
Zu unterscheiden sind Weltraumwaffen 
(WRW), die in den Weltraum hineinwir-
ken, von WRW, die dauerhaft im Welt-
raum stationiert sind, sowie Systemen, 
die vom Weltraum auf die Erdoberfläche 
wirken können. Eine unmittelbare Vor-
aussetzung für die Einführung und den 
Betrieb von WRW sind nicht nur Träger-
systeme; auch das Vorhandensein von 
Bodenstationen sowie die damit verbun-
dene Datenübertragung ist nötig. Eine 
„operative WRW“ ist ein Verbund von 
Startbasis, Satellit und Bodenstationen. 
Dies bedeutet auch, dass eine gewollte 
Störung nicht alleine auf den Satelliten, 
sondern auf andere Komponenten des 
Systemverbundes bezogen werden kann. 
Es existieren unterschiedliche Technolo-
gien, um Objekte im Weltraum zu treffen 
oder zu stören. Das Spektrum reicht von 
Nuklearexplosionen im All über Strah-
lenwaffen bis hin zu kinetisch wirkenden 



Waffen. Satelliten bewegen sich mit ho-
her Eigengeschwindigkeit auf berechen-
baren Bahnen um die Erde. Sie sind auf-
grund ihrer Leichtbauweise deutlich ver-
wundbarer gegenüber kinetisch wirken-
den Waffen als die für den Wiedereintritt 
in die Atmosphäre gehärteten Gefechts-
köpfe ballistischer Raketen. Ein weiteres 
System, das gegen Satelliten gerichtet 
werden kann, sind Kleinstsatelliten. 
Letztlich besitzen nur die führenden 
Raumfahrtnationen die meisten dieser 
Fähigkeiten. 
 
 
Eine oft genannte potenzielle Bedrohung 
ist die „Verschmutzung“ von Orbits 
durch das Aussetzen von Metallkugeln 
durch eine Mittelstreckenrakete, d.h. 
durch die Erzeugung großer Mengen von 
Weltraumschrott, die anfliegende Satelli-
ten beeinträchtigen könnten. Dieses Sze-
nario wurde mittels Modellrechnungen 
überprüft. Die Berechnungen zeigten, 
dass ein Land mit begrenzten technologi-
schen Möglichkeiten nicht sicher sein 
kann, mit einem Schrottwolkenszenario 
gegnerische Satelliten auszuschalten. Nur 
führende Raumfahrt betreibende Staaten 
wie die USA, Russland und die EU hätten 
die Möglichkeit dazu.  
 
 
Drei Gründe sprechen gegen eine Be-
waffnung des Weltraums: Zum einen sind 
WRW teuer und ineffizient. Um große 
Bereiche des Weltraums zu schützen, be-
nötigt man viele Systeme, die gestartet, 
manövriert und gewartet werden müssen. 
Erste Berechnungen zeigen, dass für ein 
globales Abwehrsystem enorme Startka-
pazitäten aufgebracht werden müssten. 
Zum zweiten müssen des weiteren funk-
tionsfähige WRW getestet werden. Waf-
fentests oder gar der reale Einsatz gegen 
Satelliten im Weltraum erhöhen die 
Menge an „Weltraumschrott“ dramatisch. 
Im Fall eines Zusammenstoßes stellen 
diese Weltraumtrümmer eine Bedrohung 
für aktive Satelliten dar. Treten Waffen-
tests hinzu, die wiederum neuen Welt-

raumschrott produzieren, könnten be-
stimmte Umlaufbahnen auch für die zivi-
le Satellitennutzung gesperrt werden.  
 
 
Zum dritten haben die USA am meisten 
zu verlieren, wenn sich weitere Staaten 
zur Stationierung von Weltraumwaffen 
entschließen. Heute verfügen die USA 
über einen unbegrenzten Zugang zum 
Weltraum und ihre Satelliten können sich 
frei im Weltraum bewegen. Sollten Staa-
ten Weltraumwaffen stationieren, wären 
US-Satelliten ebenso gefährdet wie die 
zivilen Satelliten anderer Staaten. Miss-
trauen bei jedem Satellitenstart oder der 
Annäherung unbekannter Himmelskörper 
wäre die Folge.  
 
 
Sollten sich Staaten zur Stationierung von 
Waffen im oder für den Weltraum ent-
schließen, wäre eine Erschwerung der 
kommerziellen und militärischen Nut-
zung des Weltraums möglich. Darüber 
hinaus könnte die Weltraumbewaffnung 
militärische Schritte anderer Akteure 
provozieren, die bisher nicht an Welt-
raumwaffen interessiert sind – ein „Wett-
rüsten im Weltraum“ wäre die wahr-
scheinliche Konsequenz. Solch eine 
„Konkurrenz im All“ würde enorme Res-
sourcen binden und Rivalitäten in den 
Weltraum tragen. Ein verschärftes Klima 
des Misstrauens in den internationalen 
Beziehungen wäre die Folge. Die interna-
tionale Staatengemeinschaft sollte völker-
rechtlich verbindliche und überprüfbare 
Schritte unternehmen, um den Status der 
Waffenfreiheit des Weltraums zu erhal-
ten. 
 
III. Das Weltraumrecht und die präven-
tive Rüstungskontrolle 
 
Das bestehende Weltraumrecht bietet lei-
der nur begrenzte Möglichkeiten, poten-
zielle Waffen bzw. Waffenwirkungen im 
All völkerrechtlich zu verbieten. Ledig-
lich der Weltraumvertrag untersagt die 
Stationierung von Massenvernichtungs-



waffen – insbesondere Nuklearwaffen – 
im Weltraum. Der Vertrag verbietet hin-
gegen nicht das Durchqueren des Welt-
raums mit nuklear bestückten Raketen zu 
Angriffs- oder Raketenabwehrzwecken 
oder die Verwendung und Stationierung 
konventioneller Weltraumwaffen im Erd-
orbit. Eine wirkungsvolle Barriere bildete 
der 2002 gekündigte ABM-Vertrag, der 
die beiden Vertragsparteien USA und die 
Sowjetunion bzw. Russland verpflichtete, 
keine weltraumgestützten ABM-Systeme 
oder Bestandteile zu entwickeln, zu er-
proben oder zu stationieren. Weitere Ab-
kommen schränken die militärische Nut-
zung des Weltraums zwar ein, sind aber 
hinsichtlich der Verhinderung einer akti-
ven Bewaffnung des Weltraums extrem 
lückenhaft. 
 

Ziel der Idee präventiver Rüstungskon-
trolle ist es, die Stationierung destabilisie-
render Technologien zu verhindern, um 
Beschaffungskosten zu reduzieren bzw. 
Wettrüsten zu vermeiden und die Gefahr 
kriegerischer Auseinandersetzungen im 
Weltraum zu verringern. Noch ist die 
Einführung von Weltraumwaffen ein Ta-
bu. Die veränderten politischen und tech-
nologischen Rahmenbedingungen drohen 
jedoch an diesem Tabu zu rütteln. Für die 
Verhinderung einer Weltraumbewaffnung 
dürfte entscheidend sein, die Argumente 
der Befürworter in der US-Administra-
tion zu widerlegen und dauerhafte und 
nachhaltige Regelungen für den Welt-
raum zu etablieren.  
 
Gründe, die für präventive Rüstungskon-
trolle im Weltraum sprechen, sind die be-
grenzte Zahl der Weltraumakteure, in 
diesem Falle die Raumfahrt betreibenden 
Nationen, die komplexen und teuren 
Technologien für Waffenzwecke sowie 
die guten Überwachungschancen im 
Weltraum. Der Weltraum ist ein transpa-
rentes Medium, in dem sich eine begrenz-
te Zahl von künstlichen Himmelskörpern 
auf vorausberechenbaren Bahnen bewegt. 
Im Sinne präventiver Rüstungskontrolle 
wäre es durchaus möglich, Satellitenbah-

nen und Manöver international transpa-
rent zu überwachen. Die technologischen 
Mittel dazu sind bis heute allerdings im 
Besitz der führenden Weltraummächte.  
 
Vorschläge für umfassende Verbotsre-
gime von Weltraumwaffen wurden be-
reits in den 1980er Jahren erarbeitet, um 
den Weltraum auf der Grundlage eines 
multilateralen Abkommens waffenfrei zu 
halten: (1) Einseitige Verpflichtungen 
und informelle Abkommen, (2) Vertrau-
ensbildende Maßnahmen und (3) umfas-
sende Verbotsregime. Diese Maßnahmen 
können aufeinander aufbauen und verlan-
gen unterschiedliche Grade an Effizienz, 
Reichweite und Verifikation.  
 
Informelle Abkommen existieren schon 
jetzt. Das Weltraumregistrierungsab-
kommen von 1975 verpflichtet seine 
Mitglieder zur Ankündigung von Rake-
tenstarts durch die Angabe von Startda-
tum, Startort und den Zweck eines gestar-
teten Objekts. Die Disziplin der Staaten, 
was Offenlegung und Umfang der zur 
Verfügung gestellten Informationen be-
trifft, ist jedoch gering. Die Ankündigung 
von Starts erfolgt häufig verzögert, Mis-
sionsbeschreibungen sind unzureichend. 
Die Veröffentlichung präziser Bahndaten, 
der Größe und detailreichere Charakteris-
tika eines Satelliten würden die Transpa-
renz in Bezug auf Weltraumaktivitäten 
deutlich verbessern. Es sollte angestrebt 
werden, vorhandene Weltraumverträge 
stärker zu nutzen, um eine „Bewaffnung 
des Weltraums“ durch diverse Staaten zu 
verhindern. Hier könnte die Notifikati-
onspflicht des Registrationsabkommens 
ernster genommen werden, oder durch 
eine rechtsverbindliche Erklärung auf 
UN-Ebene könnte sichergestellt werden, 
dass es Staaten verboten ist, Waffen ge-
gen die sog. weltraumgestützten „Natio-
nal Technical Means“ (NTM) einzuset-
zen. 
 
Vorschläge für vertrauensbildende Maß-
nahmen reichen von einer Code of Con-
duct-Erklärung der Weltraummächte für 



ein effizientes Space Traffic Management 
über die Etablierung eines „Moratoriums 
für Weltraumtests“ bis hin zu einer ein-
seitigen Erklärung von Staaten, nicht als 
erste Weltraumwaffen einzuführen. Ins-
besondere eine Verzichtserklärung sowie 
Schritte zur Einhaltung eines Testmorato-
riums durch Russland, China oder die EU 
hätte einen stabilisierenden Effekt. Ein 
höheres Maß an Offenheit auf dem Welt-
raumsektor würde den Kritikern von 
Weltraumverträgen in den USA einigen 
Wind aus den Segeln nehmen. 
 
Ziel dieser Anstrengungen ist letztlich die 
Schaffung eines dauerhaften Verbotsre-
gimes aller Arten von WRW, in dessen 
Zentrum das nachprüfbare Verbot der 
Entwicklung, des Testens und der Statio-
nierung von WRW steht. Bei einem Ver-
trag über WRW ist anzustreben, dass alle 
Waffen im Weltraum geächtet werden, 
denn die Einhaltung eines „Null-Waffen-
Vertrags“ ist leichter zu überprüfen, als 
ein Vertrag, der zwischen unterschiedli-
chen Zahlen und Arten von Waffen diffe-
renziert. Darunter fielen auch neue Waf-
fenprinzipien wie Laser- oder Mikrowel-
lenquellen. Die Definition des Begriffs 
„Weltraumwaffe“, praktikable Verifikati-
onsverfahren und mögliche Sanktionen 
bei Vertragsverletzungen sind dabei in 
den nächsten Jahren auszuarbeiten, um 
ein robustes und dauerhaftes Regime für 
den erdnahen Raum zu schaffen. In den 
vergangenen Jahren wurden einige dis-
kussionswürdige Vorschläge für Welt-
raumregime gemacht. Bisherige Versuche 
zur Aufnahme von Verhandlungen sind 
jedoch an der Unwilligkeit des einfluss-
reichsten Weltraumakteurs USA, sich 
multilateralen Kontrollregimen zu unter-
werfen, sowie am Hang zu Intransparenz 
bei anderen Akteuren gescheitert. Ledig-
lich die kanadische Regierung bemüht 
sich, Maßnahmen für die Verbesserung 
der Weltraumsicherheit zu erarbeiten. 
 
 
 

IV. Nächste Schritte zur Ächtung von 
Weltraumwaffen 
 
1. Der chinesische ASAT-Test hat ein-
dringlich gezeigt, dass internationale Re-
gulierungsmöglichkeiten im Bereich 
„Rüstungskontrolle im Weltraum“ nötig 
sind. Ansonsten droht ein Wettrüsten in 
und ums All. Ein internationaler Debatte 
zum Thema: „Wie schafft man in Zukunft 
„Sicherheit im Weltraum“ (Space Securi-
ty) ist überfällig.  
 
2. Eine Gruppe von interessierten Staaten 
(z.B. Deutschland, Frankreich, Kanada, 
Brasilien, Japan etc.) könnte eine Resolu-
tion in die UN einbringen, die einen in-
ternationalen Verhandlungsprozess in 
Gang bringt − ähnlich dem Ottawa-
Prozess, der ein weltweites Verbot von 
Landminen ermöglichte. Eine solche Re-
solution könnte u.a. folgende Punkte ent-
halten: 
 
• Eine Verpflichtung der Unterzeich-

ner, sich an vorhandene Weltraum-
verträge zu halten; 

• eine Erklärung, dass Satelliten und 
Raumschiffe anderer Staaten, die für 
„friedliche Zwecke“ bestimmt sind, 
nicht angegriffen werden dürfen; 

• eine Verpflichtung aller raumfahrt-
betreibenden Staaten, dass konkrete 
Maßnahmen unternommen werden, 
um Weltraumtrümmer zu minimieren; 

• die Schaffung einer „Open Ended 
Working Group“ im Rahmen der UN, 
um Verhandlungen für ein umfassen-
des Rüstungskontrolle-Regimes vor-
zubereiten; 

• die Erarbeitung einer Erklärung zur 
Schaffung von Verfahrensregeln und 
Standards bezüglich einer verstärkten 
„Sicherheit im Weltraum“ sowie 

• die Einrichtung einer internationalen 
Weltraumagentur zur Überprüfung 
der Verfahrensregelung, Schaffung 
internationaler Überwachungskapazi-
täten und der technologischen Unter-
stützung von Ländern, die über keine 



eigene Trägerkapazitäten und Satelli-
ten verfügen. 

 
3. Ein Gutachten des „International Court 
of Justice“ zur Legitimität einer einseitig 
vorgenommen Einführung von WRW vor 
dem Hintergrund der Bestimmungen des 
OST könnte zu Rechtsklarheit führen und 
eine internationale Diskussion einleiten. 
Die UNO selbst könnte zur Begleitung 
des Prozesses wiederum eine „Group of 
Experts“ einsetzen, die z.B. ein Zusatz-
protokoll zum OST vorbereiten oder aus-
arbeiten könnten. 
 
4. Im Jahre 2007 jährt sich die Unter-
zeichnung des WRV zum vierzigsten Ma-
le. Zu diesem Zweck könnte eine interna-
tionale Konferenz unter der Schirmherr-
schaft der Vereinten Nationen einberufen 
werden, um die Einzelheiten für die Er-
weiterung der existierenden Weltraum-
kontrollabkommen zu erörtern und weit-
reichende Maßnahmen für die nächsten 
Dekaden zu beschließen. Ein „Code of 
Conduct“ für alle raumfahrtbetreibenden 
Nationen könnte ausgearbeitet werden, 
der die Grundlage für ein künftiges Welt-
raumrüstungskontrollregime bildet. Auch 
könnten die Pfeiler für ein künftiges Re-
gime zum Verbot von Weltraumwaffen 
erarbeitet, diskutiert und beschlossen 
werden. 
 
5. Auch die Europäische Union, die auf-
grund ihrer ambitionierten Weltraumplä-
ne und Kooperationen mit den USA, 
Russland, China und Brasilien etc. ein 
wichtiger Akteur im Weltraumbereich 
geworden ist, sollte auf dem Sektor künf-
tiger „Sicherheit im Weltraum“ die Initia-
tive nicht anderen Staaten überlassen. Die 
EU sollte auf dem Feld der Rüstungskon-
trolle im Weltraum eigenständig tätig 
werden. Sie investiert verstärkt, sowohl 
wirtschaftlich wie sicherheitspolitisch, in 
ihr Weltraumprogramm und kooperiert 
mit Russland, China und Indien auf dem 
Sektor der Trägertechnologien, bei Gali-
leo und wissenschaftlichen Weltraumpro-
jekten. Aufgabe ihrer Sicherheits- und 

Friedenspolitik muss es sein, dafür Sorge 
zu tragen, dass ein mögliches zukünftiges 
europäisches militärisches Weltraumpro-
gramm die Weltraumbewaffnung aus-
schließt und dass andere Weltraumnatio-
nen zur Waffenfreiheit im Weltraum bei-
tragen. Das gleiche Interesse sollten die 
Raumfahrt betreibenden Nationen Russ-
land, China, Indien, Japan und Brasilien 
zeigen. Die EU-Kommission sollte mit 
diesen Staaten Kontakt aufnehmen und 
eine gemeinsame Erklärung zum Verzicht 
der Stationierung von Weltraumwaffen 
unterzeichnen. Gleichzeitig könnten erste 
gemeinsame Schritte zur Vertrauensbil-
dung im Weltraum angeregt und Ver-
handlungen für ein nachhaltiges Waffen-
verbotsregime eingeleitet werden. Nach-
vollziehbare, transparenzbildende Schrit-
te dieser Nationen würden die US-
Administration isolieren und möglicher-
weise zu einer Aufgabe der Blockade bei 
der Genfer Abrüstungskonferenz zwin-
gen. 
 
6. Die Bundesregierung macht sich in ih-
rer Stellungnahme zum White Paper für 
die Begrenzung militärischer Weltraum-
kapazitäten stark und plädiert für eine ak-
tive Rolle Europas in der globalen Rüs-
tungskontrolle. Sie sollte dieses Plädoyer 
engagiert in den europäischen sicher-
heitspolitischen Diskurs einbringen und 
eine Vorreiterrolle gegen die Bewaffnung 
des Weltraums übernehmen. Der ESA-
Rat könnte die Idee einer gemeinsamen 
Erklärung zusammen mit Russland, Chi-
na, Indien, Japan und Brasilien weiterver-
folgen.  
 
 
Smita Purushottam, Gesandte der Bot-

schaft Indiens, Berlin 
 
(wegen eines Defekts bei der Aufzeich-

nung der Veranstaltung ist dieser Beitrag 

leider verloren gegangen) 
 
 
 
 



Dr. Detlev Wolter, Auswärtiges Amt 
 
I. Europe and Common Security 
 
Europe has enjoyed an unprecedented 
level of rapprochement, cooperation and 
common security since the end of World 
War Two. This is due to the lesson 
learned that overall security requires the 
willingness to put the common objective 
of mutual, cooperative security above the 
particular security interests of States.  
Europe has been able to project its suc-
cessful model of common security to a 
broader context as well. In the Organiza-
tion for Security and Cooperation in 
Europe (OSCE), the weaving of a close 
web of political, economic, rule of law 
and human rights cooperation helped to 
overcome the East-West ideological and 
security divide. The European Union is 
increasingly active as a global player 
promoting effective multilateralism, re-
spect for international law, conflict pre-
vention and civilian conflict manage-
ment. 
 
European perspectives on space security 
are thus deeply engrained in the success-
ful experience of common security.  
European space activities are devoted ex-
clusively to peaceful purposes.  The Stat-
ute of the European Space Agency (Arti-
cle II) stipulates: 
 
… [The] purpose of the Agency shall be 

to provide for and promote, for exclu-

sively peaceful purposes, cooperation 

among European States in space re-

search and technology and their space 

applications, with a view to their being 

used for scientific purposes and for op-

erational space applications systems…. 
 

European military uses of outer space are 
thus strictly limited to purely passive 
military uses of a non-destructive nature, 
such as those of surveillance, reconnais-
sance, and communication satellites.  No 
European nation is engaged in active 
military space uses of a destructive na-

ture.  All European states support the an-
nual Resolution of the United Nations 
General Assembly on the Prevention of 
an Arms Race in Outer Space.  Given its 
growing economic, political and security 
interests in preserving outer space as an 
exclusively peaceful domain, Europe 
should undertake more vigorous efforts to 
develop its own independent space sur-
veillance capabilities which could then be 
shared in a global surveillance mecha-
nism under the auspices of the United 
Nations. 
 
Europe is now called upon to define its 
interest in the strictly peaceful use of 
outer space and the prevention of the 
weaponization of outer space on the basis 
of its increasing economic, commercial 
and security interests in space.  When it 
comes to establishing the future space se-
curity system, the European Union should 
offer its success story of pursuing com-
mon security in the interest of the interna-
tional community.  The European model 
of space security should focus on enhanc-
ing those cooperative elements for a 
space order that make it attractive for 
every space-faring nation. These ele-
ments should be elaborated, drafted and 
implemented in close cooperation with 
the other leading space nations.  The 
main tenets of such a space security order 
should encompass in particular a com-
prehensive immunity system for civilian 
and military satellites of a non-
destructive capacity, a code of conduct, 
“rules of the road,” and traffic rules as 
well as regulations to avoid and manage 
space debris.  Such a comprehensive 
common space security order would pro-
tect the security, economic and commer-
cial space interests of the entire space 
community, and in addition ensure the 
peaceful use of the global commons in 
the interest and for the benefit of all man-
kind. 
 
II. The Basis for a Space Security Order 
 



The legal, political and conceptual basis 
of such a system of common security for 
outer space draws on the 1967 Outer 
Space Treaty as the “magna carta” of 
space law, the 1982 “Common Security” 
report of the Palme Commission, and the 
state practice and various draft treaty 
proposals on space security submitted in 
the Conference on Disarmament in Ge-
neva. 
 
Outer space as a common territory be-
yond national jurisdiction is a “global 
commons” par excellence.  Security must 
therefore be common, cooperative secu-
rity, based on the rule of law and respect 
for international space law in the interest 
of all states and mankind as a whole.   
 
The legal status of outer space as deter-
mined in the Outer Space Treaty (OST) 
of 1967 requires that the use and explora-
tion of space have to be in the “interest of 
all states” and “for the benefit of all man-
kind” (Article I OST).  And thus emerges 
an implication, indeed an obligation, of 
all states to embrace “common” or “co-
operative security” as the only option for 
truly guaranteeing the peaceful use of 
space.  Such a cooperative regime finds 
its legal basis established in the mankind 
clause in Article I of the OST and the 
principle of cooperation and due account 
of the interests of all states in Articles IX 
and X of the OST, which are the principal 
elements attributing the status of outer 
space as a “common heritage of man-
kind.” 
 
However, in view of the risks of trans-
gressing the line between the current pas-
sive military uses of space and the envis-
aged active military uses of a destructive 
nature in outer space (“weaponization of 
space”), the substantive and procedural 
institutionalisation of the mankind clause, 
the cooperation principle and the peaceful 
purpose clause as expressed in Articles I 
and IX of the OST becomes increasingly 
pressing.  
 

These clauses were introduced in outer 
space law at the onset of the space age in 
1957 by a joint draft UN General Assem-
bly Resolution of the United States, 
France and Great Britain.  These states 
had the same prime objective as the in-
ternational community as a whole - to en-
sure that outer space would not be mo-
nopolized by the security interests of one 
or a group of states but rather be used for 
the benefit of all states and for mankind 
as a whole.  The peaceful purpose stan-
dard as well as the mankind-clause were 
then codified in the 1967 Outer Space 
Treaty.  However, a controversy still con-
tinuing until today arose over the inter-
pretation of the peaceful-purpose clause.  
The unproductive dichotomy when inter-
preting the peaceful purpose clause either 
through the “maximalist” school, accord-
ing to which any military use of outer 
space is prohibited, or the "minimalist" 
approach, viewing the term "peaceful" as 
only a confirmation of the prohibition of 
the use of force in outer space, needs to 
be overcome.  The solution lies in inter-
preting the term "peaceful purpose" in 
light of both the mankind clause of the 
common heritage of mankind principle 
and the cooperation principle as applied 
to the security field, as well as by devel-
oping legal standards of peaceful use of 
outer space in the interests of the interna-
tional community as a whole.  
 
State practice, including the annual reso-
lutions since 1981 by the UN General 
Assembly on preventing an arms race in 
outer space, bears evidence that the inter-
national community has so far only ac-
cepted passive military uses of outer 
space by reconnaissance, navigation and 
communication satellites but rejects the 
unilateral transgression towards active 
military uses with destructive effects in 
the common space.  Steps to deploy a 
multi-layered missile defence with space-
based interceptors would violate the 
peaceful purpose standard and the man-
kind clause if pursued unilaterally and 
without the consent of the international 



community.  The objective of Missile De-
fence which, according to the U.S. Na-

tional Missile Defense Act of 1997, is to 
protect against unauthorized nuclear at-
tacks and against limited nuclear attacks 
of so-called “rogue states,” can be 
achieved without deployment of space-
based weapons systems.  Indeed, if pur-
sued in the framework of a cooperative 
security regime for outer space, an arms 
race in space that would further stimulate 
nuclear proliferation on Earth can be pre-
vented.  
 
With the recent Chinese anti-satellite test 
in outer space, the issue of the legality of 
space weaponization is put squarely on 
the international agenda. The Japanese 
Prime Minister Shinzo Abe declared the 
test to be in violation of international law. 
China conducted the test against one of 
its own satellites. A fortiori, any testing 
or deployment of weapons in space that 
are directed against another state’s space 
systems would be illegal. Given the in-
creasing urgency of legal clarification in 
light of the persisting controversies on the 
issue, it has rightly been proposed that the 
United Nations General Assembly bring 
the question of the (il-) legality of weap-
ons in space before the International 
Court of Justice. 
 
In its advisory opinion of 1996 on the Le-

gality of Nuclear Weapons, the Interna-
tional Court of Justice concluded that the 
obligation of the nuclear weapons powers 
to achieve complete nuclear disarmament 
according to Article VI of the Nuclear 
Non-Proliferation Treaty (NPT) is an ob-
ligation to conclude, and not only to ne-
gotiate, a nuclear disarmament and non-
proliferation agreement.  The UN General 
Assembly has expressly stated that the 
obligations of the NPT apply to outer 
space as well.  The unilateral pursuit of a 
space-based missile defence, with the risk 
of the weaponization of space, would run 
counter to the disarmament obligations of 
the nuclear powers.  The bilateral Anti-
Ballistic Missile (ABM) Treaty that pro-

hibits the development and deployment 
of space-based ABM systems imple-
mented the multilateral peaceful purpose 
standard which has effect erga omnes. 

Therefore, after its renunciation, the 
ABM Treaty has to be replaced by new 
cooperative security arrangements safe-
guarding the security interests of the in-
ternational community in the use of outer 
space for the benefit of all mankind. 
 
III. In Pursuit of Common Security 
 
In the face of the changing character of 
security threats, “common security” is the 
new strategic imperative of the post-Cold 
War era. The Joint U.S.-Russian Declara-
tion adopted at the American-Russian 
summit on May 23-24, 2002, according 
to which both sides agreed to a far-
reaching cooperation to meet common se-

curity challenges, in particular with re-
gard to questions related to the national 
missile defence issue, opens the prospect 
that the former rivalling powers are will-
ing to embark on a cooperative strategic 

transition towards common security. The 
negotiation of a multilateral “Treaty on 
Common Security in Outer Space” (CSO 
Treaty) would be an appropriate way to 
implement the peaceful purpose standard 
and the mankind clause as manifested in 
the Outer Space Treaty.  In addition, such 
a treaty would lay the groundwork for a 
cooperative strategic transition towards 
rendering nuclear deterrence obsolete, 
thus replacing “Mutual Assured Destruc-
tion” by “Mutual Assured Security.”  
Further adoption of “strategic reassurance 
measures,” as stipulated in such a treaty, 
would keep outer space free of weapons 
and allow for an active non-proliferation 
policy of the international community.  
 
The main elements of such a CSO Treaty 
can be categorized as follows: 
 
1. Principles of cooperative security in 

outer space: 
• Transparency and confidence-

building; 



• Defensive force configuration; 
• Non-proliferation and disarma-

ment; 
• Protection against unauthorized 

and accidental missile attacks and 
attacks in violation of non-
proliferation regimes; 

2. Prohibition of active military uses of 
a destructive effect in outer space; 

3. Destruction of existing ASAT sys-
tems; 

4. Confidence-building measures; 
5. Protective immunity regime for civil 

spaceobjects and passive military uses 
of a non-destructive nature in outer 
space; 

6. Implementation: monitoring and veri-
fication by an International Satellite 
Monitoring Agency; and 

7. Codification of further legal standards 
of peaceful use of outer space. 

 
The international community should not 
fall behind the peaceful purpose stan-
dards in the use of outer space that were 
respected by both major space powers 

even at the height of the Cold War era. 
The Outer Space Treaty, with its mankind 
clause and the peaceful purpose standard, 
has in a far-sighted manner laid the foun-
dation for the establishment of a regime 
of common security in outer space in or-
der to prevent the transgression towards 
active military uses of a destructive na-
ture in outer space and to secure a peace-
ful future in the common space.  
 
Building on its 50 years of successful ex-
perience in common security, Europe 
should take an initiative to present a pro-
posal for a cooperative space security or-
der that will be the basis for a “pax cos-

mica” in the interest of mankind as a 
whole. The 50th anniversary in 2007 of 
mankind’s first endeavour in space, and 
the fortieth anniversary of the far-sighted 
Outer Space Treaty governing man’s ac-
tivity in space, would be an appropriate 
moment to launch such an initiative. 
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Der „Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa“, der KSE-
Vertrag war und ist eine Erfolgsge-
schichte der konventionellen Rüs-
tungskontrolle. Jedes Jahr melden die 
Vertragsstaaten ihre Bestände in 
5 Waffenkategorien. Sie werden in In-
spektionen, 2006 fanden knapp 200 
statt, nachvollziehbar überprüft. 
 
Vom Atlantik bis zum Ural, können In-
spektoren nahezu jedes vertraglich erfass-
te Waffensystem an nahezu jedem ge-
wünschten Tag und fast überall in Au-
genschein nehmen. Und dadurch konnten 
wir feststellen, dass seit dem Ende des 
Kalten Krieges ca. 80.000 konventionelle 
Waffensysteme im Anwendungsgebiet 
reduziert wurden. 
 
Die vertraglichen Obergrenzen sind heute 
von geringerer Bedeutung. Der Wert des 
KSE-Vertrags liegt in der weitreichenden 
Transparenz, die er bei allen Beständen 
wichtiger konventioneller Waffensysteme 
geschaffen hat. Er liegt in der Vertrau-
ensbildung durch gegenseitige Inspektio-
nen. Der KSE-Vertrag ist ein hochemp-
findlicher Seismograph für destabilisie-
rende Entwicklungen, die wir derzeit alle 

nicht für wahrscheinlich halten. Die wir 
aber mit großer Zuverlässigkeit ganz früh 
detektieren könnten. 
 
Es spricht für die rüstungskontroll-
politische Bedeutung des Vertrages, dass 
er immer noch mit großem Aufwand imp-
lementiert wird, obwohl er zweifelsohne 
in einigen Teilen rüstungskontroll-
politisch überholt ist. 
 
Das Übereinkommen über die Anpassung 
des Vertrages über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa" (AKSE) vom 
19. November 1999 schafft die vertrags-
technischen Voraussetzungen, um die 
Anomalien aus der Geburtsstunde des 
KSE-Vertrags zu beseitigen. Es lohnt 
sich, politisches Kapital zu investieren, 
um dieses Standbein konventioneller 
Rüstungskontrolle in Europa zu erhalten 
und endlich alle Hürden für das Inkraft-
treten der Vertragsanpassung zu beseiti-
gen. 
 
Rüstungskontrolle und vertrauens-
bildende Maßnahmen haben sich in Eu-
ropa bewährt. Größere Angriffe gegen 
europäische Staaten sind unwahrschein-
lich geworden. Auch wenn der Ausbruch 
des Konflikts auf dem Balkan zeigt, dass 
der Krieg nicht vom Kontinent ver-
schwunden ist. Weltweit sind seit 1990 
fast vier Millionen Menschen – zu 90 % 
Zivilisten- in Kriegen ums Leben ge-
kommen. In den meisten Fällen waren die 
Konflikte eher innerstaatlicher als zwi-
schenstaatlicher Natur. 
 
Die Europäische Sicherheitsstrategie 
formuliert fünf Hauptbedrohungen für 
unsere Sicherheit: Terrorismus, Verbreit-
ung von Massenvernichtungswaffen, Re-



gionale Konflikte, Scheitern von Staaten 
und Organisierte Kriminalität. 
 
Die immense Entwicklung der Informa-
tionstechnologie liefert nicht nur drama-
tische Bilder in „Echtzeit“ ins Wohn-
zimmer und setzt damit Politiker unter 
immensen Handlungsdruck. Sie erlaubt 
auch die verzugslose weltumspannende 
Organisation von Netzwerken, die sich 
gegen unsere Sicherheit richten. Terroris-
ten machen davon ebenso Gebrauch, wie 
Kriminelle großen Kalibers. Hier ist Prä-
vention gefordert 
 
Die drastisch erweiterten schnellen Lo-
gistikkapazitäten zur Luft und zur See er-
leichtern nicht nur den Warenaustausch, 
sie erlauben auch den raschen, weltweiten 
Transport von Waffen, der nur schwer zu 
kontrollieren ist. Privatunternehmer 
betreiben heute Flotten von  Großraum-
transportflugzeugen. Die Zahl weltweit 
umgeschlagener Seecontainer erreicht 
ständig neue Rekordmarken. 
 
Wir müssen sehen, dass die Welt erheb-
lich unübersichtlicher geworden ist. Wir 
stehen heute vor völlig neuen Herausfor-
derungen, was Fragen der Nichtverbrei-
tung und Rüstungskontrolle anbelangt. 
Lokale Krisen haben heute rasch globale 
Wirkungen. 
 
Der Staat als natürlicher Träger eines ko-
operativen Rüstungskontrollansatzes hat 
heute nicht mehr in jedem Fall Durch-
griffsmöglichkeiten auf sicherheits-
gefährdende globale Akteure. Die sicher-
heitsgefährdenden Akteure selbst haben 
wiederum nur sehr selten Interesse an ei-
nem kooperativen Ansatz. Nicht zuletzt 
deswegen wird der „Präventivgedanke“ 
immer wichtiger. 
 
Vor diesem Hintergrund biete ich Ihnen 
fünf Thesen zur Zukunft der konventio-
nellen Rüstungskontrolle als Diskussions-
beitrag an: 
 
 

1. These 
Die Erfahrungen mit konventioneller 
Rüstungskontrolle in Europa sind gut. 
Der KSE-Vertrag bleibt neben dem Wie-
ner Dokument rüstungskontrollpolitisches 
„Standbein“. Die seismographische Wir-
kung des KSE-Regimes sorgt für Stabili-
tät. Aber auch die verbliebenen Waffen-
systeme sorgen für den Schutz der Bürger 
und für Stabilität, wenn sie z.B. im Rah-
men friedenserhaltender Operationen 
eingesetzt werden. Ziel konventioneller 
Rüstungskontrolle kann daher nicht die 
vollständige Abschaffung von Waffen 
sein. 
 
2. These 
Das erfolgreiche Konzept kooperativer 
Rüstungskontrolle verbunden mit ver-
trauensbildenden Maßnahmen kann auch 
für andere Regionen sinnvoll sein. Staa-
ten Südamerikas haben bereits Interesse 
signalisiert. Es sollte ein institutioneller 
Rahmen für den Erfahrungstransfer in 
andere Regionen z. B. auch nach Afrika 
oder Asien geschaffen werden. In jedem 
Fall ist die Kooperation zwischen den si-
cherheitspolitischen Institutionen zu 
verbessern; wie z.B.: VN, NATO,EU, 
OSZE, AU etc.. 
 
3. These 
Über 30 mit massiver Gewaltanwendung 
ausgetragene Konflikte im letzten Jahr 
waren innerstaatlich. Diesen kann mit den 
klassischen multilateralen Regelwerken 
der Rüstungskontrolle unmittelbar nicht 
entgegengewirkt werden. Die vorhande-
nen rüstungskontrollpolitischen Struktu-
ren können nur durch gemeinsames Han-
deln dazu beitragen, die weltweite Ver-
fügbarkeit von konventionellen Waffen 
zu begrenzen und damit auch innerstaat-
liche Konflikte einzuhegen. 
 
4. These 
Die sicherheitspolitischen Foren sowohl 
in Europa als auch global schenken der 
konventionellen Rüstungskontrolle zur-
zeit wenig Aufmerksamkeit. Konventio-
nelle Rüstungskontrolle muss attraktiver 



werden, um wieder zum „Pflichtthema“ 
sicherheitspolitischer Foren weltweit zu 
werden. Dazu sollte einerseits der Erfah-
rungsaustausch über regionale Rüstungs-
kontrollkonzepte gefördert werden. An-
dererseits sind neue globale Rüstungs-
kontrollansätze erforderlich, die über ein 
reines Verbot bestimmter Waffen hinaus-
gehen. Ausgangspunkt könnte der Ver-
such sein, weitreichende Transparenz der 
Waffenbestände und ihre Lagerorte zu 
schaffen, um dann regional oder global 
über ihre Verringerung zu verhandeln. 
 
5. These 
Der technologische Fortschritt sollte für 
konventionelle Rüstungskontrolle nutzbar 
gemacht werden. Waffen könnten mit ei-
nem detektierbaren Identifikationschip 
versehen werden, so dass der Aufent-
haltsort einer Waffe jederzeit weltweit 
durch ein satellitengestütztes Identifika-
tionssystem bestimmt werden kann. Viele 
Varianten des Kontrollregimes wären 
denkbar: 
• Eine Stellgröße wäre z.B. die zu erfas-

senden Waffenkategorien. 
• Zugang zu den Daten könnte von der 

Bereitschaft, die Kennzeichnungs-
pflicht im eigenen Verantwortungs-
bereich auch durchzusetzen, abhängig 
gemacht werden. 

• Exportregime könnten an die Kenn-
zeichnungspflicht geknüpft werden: 
Nur Produzenten, die der Kennzeich-
nungspflicht nachkommen, dürfen 
Waffen exportieren. 

• Es könnte ein Recht eingeräumt wer-
den, unter bestimmten Rahmen-
bedingungen die Identifikationschips 
auszuschalten, z.B. um von den VN 
sanktionierte militärische Operationen 
durchzuführen. 

Dieses satellitengestützte Arms-Tracking-
Verification System (ATVC) für mili-
tärische Güter bietet sowohl Voraus-
setzungen für kooperative als auch für 
konfrontative Rüstungskontrollvarianten. 
 
 

Thomas Gebauer, Medico Inter-

national 
 
In der Begründung für die Verleihung des 
Friedensnobelpreises 1997 an die „Inter-
nationale Kampagne zu Verbot von 
Landminen“ (ICBL) nannte das Norwegi-
sche Nobelkomitee die „Internationale 
Konvention zum Verbot von Anti-
Personenminen“ sowie der Prozess zu ih-
rem Zustandekommen ein Modell für ei-
ne „neue aktive Friedenspolitik“. In die-
sem Jahr jährt sich die Unterzeichnung 
des „Ottawa-Vertrages“ zum zehnten 
Mal. Zeit darüber nachzudenken, was das 
„Neue“ sein könnte, das man in Oslo aus-
zumachen meinte? Welche Bedeutung in 
dem Wörtchen „aktiv“ steckt? Und ob 
„Modell“ heißt, dass sich im „Ottawa-
Vertrag“ richtungweisende Ideen für neue 
„politische und völkerrechtliche Hand-
lungsoptionen“ ausdrücken, die „einer 
zukünftigen Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungspolitik zugrunde gelegt werden 
können“, wie es in der Einladung zu die-
sem Forum heißt?  
 
Schon ein erster Blick zeigt, dass mit dem 
Ottawa-Abkommen Bemerkenswertes 
verbunden ist: Erstmals ist ein Waffen-
verbot aufgrund öffentlichen Drucks be-
schlossen wurden. Erstmals wurde Völ-
kerrecht unter Mitwirkung von Nichtre-
gierungsorganisationen geschrieben. Und 
erstmals konnte ein Abrüstungsabkom-
men um humanitäre Verpflichtungen er-
weitert werden.  
 
Bei näherer Betrachtung werden weitere 
interessante Aspekte deutlich. So der be-
sondere Ausgangspunkt, der zur Ächtung 
von Minen geführt hat, aber auch die Art 
und Weise, wie sich die Öffentlichkeit 
engagiert hat, die völkerrechtlichen Pfa-
de, die beschritten wurden, und schließ-
lich die Reichweite der Ächtung, die 
selbst noch sog. „Non State Actors“ ein-
zubinden vermag, die bekanntlich keine 
Völkerrechtssubjekte darstellen.    
 
 



I. Integrierter Ansatz  
 
Die Initiative für das Verbot von Land-
minen ging von gesellschaftlichen Kräf-
ten aus, die nicht zu den klassischen Ak-
teuren im Bereich der Rüstungskontrolle 
und Abrüstung gehören. Weder Militärs, 
noch Experten für Rüstungsfragen und 
auch nicht Friedensforscher haben den 
Prozess in Gang gesetzt, sondern ent-
wicklungspolitisch tätige NGOs, Betrof-
fene, Kriegsveteranen und Menschen-
rechtler. Das ist insofern von Bedeutung, 
als die ICBL in der Festschreibung neuer 
Völkerrechtsnormen immer nur ein Mittel 
gesehen hat -  ein Mittel zur Aufhebung 
jener Gefahren, die von Minen auf Men-
schen und ihre Gesellschaften ausgehen. 
Für uns, die wir die Initiative ergriffen 
haben, stand außer Frage, dass zwar ein 
völkerrechtlich bindendes Verbots- und 
Kontrollregime notwendig sein würde, 
ohne begleitende politische und soziale 
Maßnahmen aber keine angemessene 
Antwort auf die von Minen ausgelöste 
humanitäre Katastrophe gefunden werden 
könne. 
 
Diese besondere Perspektive spiegelt sich 
nicht zuletzt im Text des Ottawa-
Abkommens selbst. Artikel 6 fordert alle 
Vertragsstaaten auf, neben Hilfen beim 
Räumen von Minen auch die notwendi-
gen Mittel für die physische, soziale und 
wirtschaftliche Rehabilitation der Opfer 
bereitzustellen. Unter Mitwirkung der 
ICBL gelang die Formulierung eines Ver-
tragswerkes, das neben einem Waffen-
verbot und Abrüstungsbestimmungen 
auch Grundsätze eines erweiterten huma-
nitären Völkerrechts beinhaltet. Erstmals 
wurde der Erkenntnis Rechnung getra-
gen, dass nachhaltige Friedenssicherung 
nur dort gelingt, wo auch die sozialen 
Folgeschäden von Krieg und Waffenge-
walt berücksichtigt werden. Die Entschä-
digung von Opfern ist keineswegs nur 
Nebensächlichkeit, sondern wesentlicher 
Teil von Konfliktbearbeitung und damit 
auch grundlegend für effektive Rüstungs-
kontrolle. Das völkerrechtliche „Neu-

land“, die mit dem Ottawa-Vertrag be-
schritten wurde, wäre nicht möglich ge-
wesen, wenn nur Militärs und Sicher-
heitspolitiker über das Verbot von Minen 
verhandelt hätten. 
 
Zugleich hat die ICBL immer auch jene 
Waffen im Auge gehabt, die an die Stelle 
der verbotenen Anti-Personenminen tre-
ten könnten: Anti-Fahrzeugminen, 
Streumunition, sog. Nicht-tödliche Waf-
fen. Bekanntlich erklären sich Kriege und 
Gewalt nicht alleine aus der Verfügbar-
keit von Waffen, sondern haben soziale 
und politische Ursachen. Bleiben diese 
unangetastet, münden Waffenverbote 
meist nur in die Entwicklung von Alter-
nativwaffen, die mitunter bedenklicher 
sein können, als die zuvor verbotenen. 
Rüstungskontrolle greift zu kurz, wenn 
sie nur die Modernisierung der Arsenale 
antreibt. Nicht die Perfektionierung von 
Kriegsführung ist gefragt, sondern zivile 
Konfliktbearbeitung und in diesem Kon-
text Konversion. 
 
II. Zivilgesellschaftliche Partizipation 
 
Weil effektive Rüstungskontrolle 
zugleich sozialer und politischer Eingriffe 
bedarf, kann sie nicht alleine die Angele-
genheit von Militärs und Sicherheitsex-
perten sein. Notwendig ist ein möglichst 
breit angelegtes zivilgesellschaftliches 
Engagement, wie es in der ICBL exem-
plarisch zum Ausdruck gekommen ist. 
Kofi Annan sprach einmal von der „er-
folgreichsten Bürgerbewegung der Welt“.  
 
Zwar sind partizipative Prozesse meist 
mühsamer und dauern in der Regel auch 
länger, führen aber zu Ergebnissen, die 
schon deshalb nachhaltiger sind, weil sie 
so etwas wie öffentliche „ownership“ be-
anspruchen können. Das Minen-Verbot 
ist auch deshalb effektiv, weil Minen – 
salopp gesprochen – öffentlich derart un-
ten durch sind, dass selbst ehemalige 
Produzenten heute behaupten, nie Minen 
hergestellt zu haben.  
 



Und so liegt die Bedeutung des Ottawa-
Vertrages auch darin, dass sich in ihm ei-
ne über alle Grenzen hinweg entstandene 
internationale Öffentlichkeit spiegelt, die 
nicht nur kritisches Unbehagen formulier-
te, sondern jene Kraft entfaltete, die 
rechtlich bindende Entscheidungen 
durchzusetzen vermochte und nun über 
deren Einhaltung wacht. Der alljährlich 
von NGOs vorgelegte „Landmine-
Monitor“, ein bald tausendseitiges Werk, 
berichtet im Detail über Stand und Ein-
haltung des Vertrages. So steht die ICBL 
durchaus exemplarisch für eine sich im 
transnationalen Raum neu herausbildende 
Öffentlichkeit, ohne die eine demokrati-
sche Gestaltung der globalisierten Ver-
hältnisse nicht möglich ist. 
 
III. Free standing negotiations  
 
Das Ottawa-Abkommen ist das Ergebnis 
von „free standing negotiations“, die au-
ßerhalb des UN-Geschehens zwischen 
gleich gesinnten Ländern geführt wurden. 
Nur auf diesem Wege schien die Ächtung 
von Minen möglich, nachdem 1996 die 
Konferenz zur Überprüfung des Zweiten 
Protokolls der UN-Waffenübereinkunft 
(CCW-Convention) aufgrund der Blo-
ckade einzelner Staaten weitgehend ge-
scheitert war. Anfangs auf Initiative der 
ICBL, dann auf Einladung einzelner Län-
der trafen sich die sog. „like minded sta-
tes“ zu einer Serie von Konferenzen, um 
einzelne Aspekte eines möglichen Minen-
Verbotes zu verhandeln. Diesen Prozess 
wurde nicht zuletzt von Bundesregierung 
vorangetrieben, als sie ein unilaterales 
Verbot von Anti-Personenminen erließ 
und sich für ein effektives Verifikations- 
und Kontrollregime stark machte.  
 
Dem Verbot von Anti-Personenminen, 
das im Dezember 1997 im kanadischen 
Ottawa von 121 Ländern unterzeichnet 
wurde, sind unterdessen 155 Staaten bei-
getreten. 152 haben ihre Ratifizier-
ungsinstrumente beim UN-General-
sekretär, der als Depositar fungiert, hin-
terlegt.  

Zwar konnte mit dem „Ottawa-
Abkommen“ kein universelles Verbot er-
reicht werden, doch stehen heute auch 
solche Länder unter Druck, deren Ar-
meen noch über Minen verfügen. Die Bi-
lanz: Über 30 Mio. Minen aus Lagerbe-
ständen sind vernichtet worden; die Zahl 
der Produzenten konnte drastisch gesenkt 
werden; der grenzüberschreitende Handel 
mit Anti-Personenminen ist gänzlich zum 
Erliegen gekommen; und über 2 Mrd. 
Dollar wurden für Minenräumprogramme 
zur Verfügung. Auch wenn noch immer 
Opfer zu beklagen ist, konnte der Trend 
doch umgekehrt werden. Langsam kehrt 
in ehemals von Minen verseuchte Gebiete 
das Leben zurück, und das ist es, was aus 
humanitärer Sicht zählt. 
 
Mit dem Ottawa-Vertrag haben sich „free 
standing negotiations“ als geeignetes In-
strument empfohlen, um in festgefahrene 
Verhandlungen Bewegung zu bringen. Zu 
überlegen ist, ob auch im Falle anderer 
Waffensysteme einen solchen Weg ein-
zuschlagen ist. Gerade ist in Oslo eine 
Konferenz von „like-minded states“ und 
NGOs zum Thema Streubomben und 
Streumunition zu Ende gegangen, und 
selbst im Kontext der Sicherstellung einer 
an öffentlichen Interessen ausgerichteten 
Erforschung von Medikamenten ist kürz-
lich von der Notwendigkeit eines „Otta-
wa-Prozesses“ gesprochen worden. 
 
IV. Non-State-Actors - Geneva Call  
 
Bekanntlich sind Minen gerade auch von 
„Non State Actors“ eingesetzt worden. 
Einige, darunter Befreiungsbewegungen 
und bewaffnet kämpfende Oppositions-
kräfte, aber auch de-facto Regierungen 
wie in Afghanistan, Somaliland und Kur-
distan-Irak haben zum Zeitpunkt der Un-
terzeichnung des Ottawa-Abkommens ih-
rerseits die Bereitschaft bekundet, Minen 
verbieten zu wollen. 
 
Für die Staatenwelt lag darin ein Dilem-
ma. Im Sinne der Universalisierung eines 
Minen-Verbotes wäre es durchaus wün-



schenswert gewesen, wenn alle Akteure 
förmlich auf Minen verzichtet hätten. 
Doch können NSA per definitionem kei-
ne Vertragspartner von internationalen 
Verträgen, Rechtssprechungen und ande-
ren Mechanismen, die exklusiv Staaten 
vorbehalten sind, werden. Zudem war die 
Befürchtung nicht von der Hand zu wei-
sen, dass Übereinkommen mit NSA die 
eh schon prekäre Auflockerung von Sou-
veränität nur noch vorantreiben und den 
Kern von Staatlichkeit unterminiert wür-
de.  
 
Um NSA dennoch ein förmliches Minen-
verbot zu ermöglichen, entstand eine 
neue internationale NGO, der „Geneva 
Call“, der 2000 unter Schweizer Recht 
gegründet wurde. Seitdem können sich 
auch NSA in aller Welt zur Einhaltung 
humanitärer Normen und zu einem voll-
ständigen Verbot von Anti-
Personenminen verpflichten. Als Ver-
wahrer der Erklärungen, die den Ratifi-
zierungsinstrumenten im Völkerrecht 
vergleichbar sind, fungiert die „Regie-
rung der Republik und des Kanton Genf“. 
Neben der Ächtung von Einsatz, Produk-
tion, Lagerhaltung und Transfer von Mi-
nen verpflichten sich die Signatar-
Gruppen zu einem Zusammenarbeit bei 
der Zerstörung von Lagerbeständen, der 
Minenaufklärung, der Minenräumung 
und andere Aktivitäten zur Reduzierung 
der Minengefahren. Dem „Geneva Call“ 
beitretende NSA räumen unabhängigen 
internationalen Organisationen, die mit 
dem „Geneva Call“ zusammenarbeiten, 
darüberhinaus das Recht zu Kontroll- und 
Verifikationsmaßnahmen ein. Diese um-
fassen ein herkömmliches Berichtswesen, 
aber auch Inspektionsbesuche vor Ort. 
 
31 bewaffnete Gruppen aus Burma, Bu-
rundi, Indien, Irak, den Philippinen, So-
malia, dem Sudan, Türkei and Western 
Sahara haben bis heute ihre Erklärungen 
in Genf hinterlegt. So schwierig es ist, 
Kriegparteien gerade in Zeiten laufender 
Kampfhandlungen zu Rüstungskontrollen 
zu bewegen, so bemerkenswert sind die 

Ergebnisse. Heute ist der „Geneva Call“ 
imstande, die Einhaltung der Verpflich-
tungen zu überwachen, in Gegenden, die 
unter Kontrolle von NSA stehen, für die 
Ächtung von Minen zu werben und dabei 
auch lokale Zivilgesellschaften über das 
Monitoring zu fördern und schließlich bei 
der Zerstörung von Lagerbeständen zu 
helfen. 
 
 
Prof. Owen Greene, Bradford Univer-
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Dr. Simone Wisotzki, Hessische Stif-

tung Friedens- und Konfliktforschung 
 
Die jüngsten Statistiken zum weltweiten 
Konfliktgeschehen zeigen einen hoff-
nungsvollen Trend: Die Zahl der großen 
Kriege mit mehr als 1.000 Toten hat sich 
reduziert, insgesamt ist die Zahl der be-
waffneten Konflikte seit 1992 um mehr 
als 40 Prozent zurückgegangen. Doch 
auch wenn das Kriegsaufkommen und die 
Opferzahlen rückläufig sind, so ist es 
doch kennzeichnend für die Konflikte des 
21. Jahrhunderts, dass gezielt gegen die 
gegnerische Zivilbevölkerung vorgegan-
gen wird, es eine Vielzahl von Konflikt-
parteien gibt und die Konflikte lange auf 
niedriger Intensität andauern. Die Wahl 
der Gewaltmittel – vor allem der Einsatz 
von Landminen und Streubomben - trifft 
die Zivilbevölkerung und erschwert auch 
nach Beendigung der Kampfhandlungen 
den Wiederaufbau des Landes. Normie-
rungsbemühungen im Rahmen des huma-
nitären Völkerrechts können nur der ein 
erster Schritt auf dem Weg eines umfas-
senden Verbots dieser Waffen sein. Ge-
rade im Fall der Streubomben erscheint 
es überlegenswert, ob eine solche Initiati-
ve nach dem Vorbild des Ottawa-
Prozesses gestaltet werden könnte. Auch 
der Weg des Anti-Personenminenverbots 



führte über unilaterale Moratorien und 
der staatliche Verzicht auf diese Waffen. 
 
Die Problematik der globalen Klein-
waffenproliferation gestaltet sich anders. 
Eine Ächtung dieser Waffen gilt auf-
grund der legitimen Sicherheitsinteressen 
der Staaten als unwahrscheinlich. In Kon-
fliktzonen sind Kleinwaffen zwar keine 
unmittelbare, aber doch eine sekundäre 
Kriegsursache, da ihre unkontrollierte 
Verbreitung zur gewaltsamen Eskalation 
bestehender Konflikte beiträgt. Verblei-
ben die Waffen in Nachkriegsgesellschaf-
ten, sind Friedensschlüsse gefährdet und 
Gewalt allgegenwärtig, wie sich gegen-
wärtig an den Beispielen im Irak und Af-
ghanistan zeigt. Im globalisierten Klein-
waffenhandel lässt sich die Nachfrage 
nach Kleinwaffen stets befriedigen. 
 
Rüstungskontrolle und Abrüstung stehen 
vor der beträchtlichen Herausforderung, 
zugleich Antworten auf die Problematik 
des globalisierten, teilprivatisierten 
Kleinwaffenhandels finden als auch der 
Nachfrage nach diesen Waffen in den 
Krisen- und Konfliktzonen entgegen zu 
steuern. Doch gerade dort stoßen die 
gängigen Formen der Rüstungskontrolle 
und Abrüstung an ihre Grenzen, denn sie 
setzen eine funktionsfähige Staatlichkeit 
und ein vorhandenes staatliches Gewalt-
monopol voraus. Die neuen Formen der 
humanitären Rüstungskontrolle bilden 
gleichsam ein Komplexprogramm. Sie 
müssen die unkontrollierte Weiterverbrei-
tung der Waffen verhindern, aber gleich-
zeitig auch Steuerungsstrukturen (gover-
nance) schaffen, die den Staat in Teilbe-
reichen, wie etwa der Ausarbeitung nati-
onaler Gesetzgebung und deren Durch-
setzung, überhaupt erst wieder hand-
lungsfähig macht. Dort, wo fehlende 
Staatlichkeit zur Ursache des Proliferati-
onsproblems wird, führt der Umweg nicht 
selten über die Zivilgesellschaft, die sich 
im Kampf gegen Kleinwaffengewalt en-
gagiert. 
 

Forschungsergebnisse verweisen auf die 
Wechselwirkung, die zwischen zwischen 
Staatsversagen und Waffenerhältlichkeit 
in Transitionsstaaten besteht. Während 
die „failing states“ die Sicherheit ihrer 
Bürger nicht mehr gewährleisten können 
und diese beginnen, sich zu bewaffnen, 
schwächt dies den Staat noch weiter, zu-
mal wenn sich gewaltsamer Widerstand 
gegen die oftmals klientelistischen Re-
gime organisiert. Anarchische Strukturen 
durch staatliches Machtvakuum lassen 
die Nachfrage nach preiswerten Klein-
waffen steigen - dies führt in in den Kon-
fliktregionen Afrikas zu einer schleichen-
den Militarisierung der Gesellschaft und 
erhöht das Risiko, dass vorhandene oder 
entstehende Konflikte gewaltsam eskalie-
ren. Als primäre Konfliktursachen sind 
neben der fragilen Staatlichkeit auch 
Multiethnizität von Gesellschaften, die 
wirtschaftliche Unterentwicklung, aber 
auch das Aufkommen plünderbarer Res-
sourcen wie Diamanten oder Koltan zu 
benennen. Konflikte in den Nachbarstaa-
ten erhöhen das Risiko, in Kriegshand-
lungen verwickelt zu werden. Das Zu-
sammenspiel der verschiedenen Kon-
fliktursachen vermag sich im Verlauf der 
kriegerischen Auseinandersetzung verän-
dern: Oftmals gewinnen ökonomistische 
Erklärungsansätze an Bedeutung und 
werden für die Kleinwaffenproblematik 
relevant. So benötigen „Kriegsökono-
mien“ einen direkten Zugang zum Welt-
markt, um Absatzmärkte für die Rohstof-
fe zu schaffen und die eigene Nachfrage 
nach Kleinwaffen zu befriedigen. 
 
Rüstungskontrolle und Abrüstung stehen 
vor der Aufgabe, diesen Gesamtkomplex 
der Ursachen für die Nachfrage und die 
Angebote an Kleinwaffen zu berücksich-
tigen. Das Kleinwaffenaktionsprogramm 
von 2001 zielt in seiner politisch verbind-
lichen Form genau darauf ab: In seinem 
umfassenden Ansatz will es der unkon-
trollierten Kleinwaffenproliferation so-
wohl präventiv wie reaktiv begegnen. Al-
le Staaten sind beispielsweise aufgefor-
dert, sich einen Überblick über die Waf-



fenbestände von Polizei und Streitkräften 
zu verschaffen, diese zu kontrollieren und 
überschüssige Bestände zu vernichten. 
Nationale Gesetzgebungen sollen erlas-
sen werden, die die nicht autorisierte 
Herstellung, den Handel und den Transfer 
von Kleinwaffen unter Strafe stellen, um 
auf diese Weise zu verhindern, dass 
Kleinwaffen in den illegalen Kreislauf 
gelangen. In Nachkriegssituationen emp-
fiehlt das Kleinwaffenaktionsprogramm 
die Abrüstung, Demobilisierung und 
Reintegration ehemaliger Kombattanten – 
Entwaffnungsaktionen sollen verbunden 
mit entsprechenden entwicklungspoliti-
schen Anreizen sicherstellen, dass diese 
Waffen nicht in den Privatbesitz gelan-
gen. Auch auf regionaler Ebene sollen 
Maßnahmen der Rüstungskontrolle die 
Harmonisierung gesetzlicher Bestim-
mungen etwa zum Kleinwaffentransfer 
erreichen. 
 
Das Kleinwaffenaktionsprogramm trägt 
der Komplexität des Problemfeldes also 
durchaus Rechnung, doch bleibt es in 
seiner Effektivität eingeschränkt, weil es 
nur als politisch verbindliches Instrument 
ausgehandelt worden ist. Immerhin zeigte 
sich auf den zwei Implementierungs-
treffen 2003 und 2005, dass die große 
Mehrheit der internationalen Staatenge-
meinschaft für die Herausforderungen der 
unkontrollierten Kleinwaffenproliferation 
sensibilisiert worden und dazu überge-
gangen ist, nationale Praktiken zu über-
prüfen und zu verbessern. Dennoch ist es 
auch auf der Überprüfungskonferenz 
2006 nicht gelungen, wichtige Lücken 
des Aktionsprogramms zu schließen und 
eventuell sogar rechtlich verbindliche 
Abkommen folgen zu lassen. Bislang 
sind legale Kleinwaffentransfers selbst an 
nicht-staatliche Akteure aus dem Normie-
rungskatalog des Aktionsprogramms e-
benso ausgeklammert wie Regulierungen 
zum privaten Waffenbesitz – auch ver-
bindliche Standards zur Kontrolle von 
Munition fehlten bislang. Über den Um-
weg mehrerer Resolutionen im Ersten 
Ausschuss der UN-Generalversammlung 

gelang es im Herbst vergangen Jahres, 
zumindest eine Expertengruppe für ein 
globales Waffentransferabkommen 
(Arms Trade Treaty) sowie zur Muniti-
onskontrolle zu beschließen. Auch die al-
le zwei Jahre stattfindenden Staatentref-
fen – der einzige Verifikations- und 
Compliance-Mechanismus des Aktions-
programms– konnten über eine UNGA-
Resolution gerettet werden. 
 
Die bisherigen Erfahrungen mit der Um-
setzung des Kleinwaffenaktions-
programms machen deutlich, dass auch 
die neuen Formen der humanitären Rüs-
tungskontrolle an ihre Grenzen stoßen, 
obwohl fragilen Staaten technische wie 
finanzielle Hilfe bei der Umsetzung der 
Abkommen angeboten werden und die 
Zivilgesellschaft aktiv miteinbezogen 
wird. Die Gründe hierfür sind unter-
schiedlicher Natur und sollen im folgen-
den abschließend erläutert werden. 
 
• Dem Kleinwaffenaktionsprogramm 

fehlt es an Durchsetzungskraft, auch 
weil einflussreiche Staaten es nur 
halbherzig unterstützen. Immer wie-
der gelangen legal gehandelte Waffen 
in die Illegalität und es unterlaufen 
selbst Demokratien ihre eigene Ex-
portkontrollgesetzgebung. Ob ein ef-
fektives Abkommen zur Regulierung 
des konventionellen Waffenhandels 
im UN-Verhandlungssystem zu errei-
chen sein wird, bleibt abzuwarten. 

• Die Rüstungskontrolle von Klein-
waffen stößt auch deshalb an ihre 
Grenzen, weil in Regionen fragiler 
Staatlichkeit erst die Voraussetzungen 
für die Umsetzung des Kleinwaffen-
aktionsprogramms geschaffen werden 
müssen. Dabei bleibt die präventive 
Rüstungskontrolle ein wichtiges Ele-
ment der Konfliktverhinderung. Glo-
bale wie regionale Rüstungskon-
trollabkommen setzen Staatlichkeit 
voraus, dass heißt ein rechtsstaat-
liches Gewaltmonopol und ein 
Staatswesen, das die Sicherheit und 
die Wohlfahrt seiner Bürger in den 



Mittelpunkt des eigenen Handelns 
stellt.  In zahlreichen der vom „Fund 
for Peace“ identifizierten 60 unsi-
chersten Staaten der Welt sind diese 
und andere Elemente eines funktio-
nierenden Staatswesens abhanden ge-
kommen. 

• Dies verdeutlicht, dass die Ursachen 
vor allem für die Nachfrage, aber 
auch für die Angebote an Kleinwaf-
fen jenseits dessen zu finden sind, 
was Rüstungskontrolle und Abrüs-
tung zu leisten vermögen. Um zur ef-
fektiven Minimierung des globalen 
Kleinwaffenaufkommens beispiels-
weise auf dem afrikanischen Konti-
nent beizutragen, müssen Rüst-
ungskontrolle und Abrüstung in den 
größeren Kontext von nachhaltiger 
Entwicklung, menschlicher Sicherheit 
und Demokratisierung gestellt wer-
den. Nationale Aktionspläne zur 

Kleinwaffenproblematik müssen inte-
grativer Bestandteil umfassenderer 
Strategiepläne zur Armutsbe-
kämpfung, aber auch zum umfassen-
den Aufbau von Staatlichkeit werden. 
Um der Transnationalisierung und 
Ökonomisierung von Krieg und Ge-
walt zu begegnen und organisierte 
Kriminalität einzuhegen, müssen auf 
internationaler Ebene neue Wege be-
schritten werden. Beispielhaft ist hier-
für das LICUS-Programm der Welt-
bank: Zur Kontrolle der natürlichen 
Rohstoffquellen in fragilen Staaten 
sind Staaten aufgefordert, Transpa-
renz in der Verwendung der Einnah-
men zu gewährleisten und über deren 
Verwendung in Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft zu entscheiden. 
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für die redaktionelle Betreuung der 
ARD-Studios Washington, New York 
und Moskau. Zahlreiche Dokumentatio-
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listin, unter anderem als Herausgeberin 
und Chefin des Brüsseler Büros der Zeit-
schrift Defense News und als Expertin 
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der des Beratungsausschusses zu Abrüs-
tungsfragen des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen. Studium und Pro-
motion an der Universität Frankfurt und 
Habilitation in Politikwissenschaften an 
der TH Darmstadt. 
 

Götz Neuneck:  Wissenschaftlicher Re-
ferent und Leiter der Interdisziplinären 
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an der School of International Relations 
an der University of St Andrews, 
Schottland. Zuvor war William Walker 
lange in der Science Policy Research 
Unit der University of Sussex tätig, in 
der er zuletzt die Position des For-
schungsdirektors innehatte. Ursprünglich 
als Elektroingenieur ausgebildet, widme-
te er sich in seiner akademischen Karrie-
re vor allem technolo-gischen Innovatio-
nen, der Energiepolitik, der Militärin-
dustrie und atomaren Fragen in den in-
ternationalen Beziehungen. In den letz-
ten Jahren machte er sich dabei insbe-
sondere auf dem Gebiet der Nuklearwaf-
fenkontrolle und der Nichtweiterverbrei-
tungsregime sowie in der Analyse der 
indischen Atompolitik einen Namen.  
 



Hans-Werner Wiermann:  Oberst im 
Generalstab und seit 2004 Stellvertre-
tender Stabsabteilungsleiter für Militär-
politik und Abrüstung im Bundesminis-
terium der Verteidigung in Berlin. Zuvor 
war Hans-Werner Wiermann unter ande-
rem Referent im Führungsstab der 
Streitkräfte für die Implementierung 
konventioneller Rüstungskontrollab-
kommen und das Chemiewaffenüberein-
kommen und im Auswärtigen Amt für 
Grundsatzfragen im Zusammenhang mit  
der Implementierung und Weiterent-
wicklung des Vertrages über konventio-
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Das  Forum Globale Fragen 
 
 

Das Forum Globale Fragen, 1999 vom Auswärtigen Amt im Beisein von UNO-
Generalsekretär Kofi Annan ins Leben gerufen, befasst sich mit einem breiten Spektrum 
globaler Herausforderungen und führt staatliche und nichtstaatliche Akteure der internati-
onalen Politik zu einem Meinungsaustausch zusammen. Bisher fanden statt: 

 

1. 28.-29.04.1999 Globalisierung - Neue Wege der Zusammenarbeit zwischen Staat 
und Gesellschaft in der Außenpolitik 

 
2. 06.-07.10.1999 6 Milliarden Menschen - Bevölkerungswachstum als eine zentra-

le globale Herausforderung 
 
3. 08.-09.05.2000 Gleichstellung in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft 
 
4. 24./25.10.2000 Die UNO stärken, neue Impulse nach dem Millenniums-Gipfel 
 
5. 25.-26.06.2001 Neue globale Partnerschaften 
 
6. 15.-16.10.2001 Globalisierung und Kommunikation 
 
7. 16.-17.05.2002 Dialog der Kulturen 
 
8. 20.-21.02.2003 Außenpolitik in Echtzeit? Die Medialisierung der Weltpolitik 
 
9. 11.-12.12.2003 "Fest entschlossen, unsere Kräfte zu vereinen..." - Die VN als 

Motor globaler Strukturpolitik 
 
10. 24.-25.06.2004 Kein Frieden ohne Entwicklung, keine Entwicklung ohne Frieden 

Sicherheitspolitik zwischen Militäreinsatz und Entwicklungshilfe 
 
11. 19.04.2005 Global Players - Fußball, Globalisierung und Außenpolitik 
 
12. 02.-03.06.2005 Welt ohne Grenzen? Globalisierung und Migration 
 
13. 06.-07.04.2006 Die Welt als Stadt, die Stadt in der Welt – Globalisierung, Urba-

nisierung und Internationale Politik 
 
14. 08.-09.09.2006 Völkerrecht im Wandel 
 
15. 11.-13.01.2007 Investing in Peace – Spurring Private Involvement in Post-

Conflict Peace-Building 
 
16. 05.-06.03.2007 Neue Wege der Rüstungskontrolle und Abrüstung 
 
17. 13.-14.06.2007 Sicherheitsrisiko Klimawandel 
 



 
In der seit 2003 laufenden Veranstaltungsreihe Forum Globale Fragen – kompakt; (je-
weils eine Podiumsveranstaltung statt bis zu vier im Forum Globale Fragen) fanden bisher 
fünf Veranstaltungen statt: 
 
1. 09.09.2003 Der Global Compact: public responsibility oder public relations ? 
 
2. 20.09.2004 Eine Weltumweltorganisation: Ökokratie oder Motor globaler 

Umweltpolitik ? 
 
3. 27.10.2004 Frieden braucht Frauen – Sicherheitspolitik braucht Geschlech-

terperspektive ! 
 
4. 16.02.2005 Vielfalt statt Einfalt – Muss die Kultur vor der Globalisierung ge-

schützt werden ? 
 
5. 20.10.2005 Stehen wir auf der Leitung? Wasserpolitik nach dem UN-Gipfel 

2005. 
 
6. 22.06.2006 Zukunftsforschung und Politik 
 
 
 
 
Liste und Dokumentation bisheriger Veranstaltungen finden sich unter 
 
http://www.diplo.de/ForumGF 

 
 
Sie können auch in Broschürenform bestellt werden bei 
 
broschuerenstelle@auswaertiges-amt.de oder 
Tel:  030 – 5000 4990 
Fax: 030 – 5000 54990 
 
 
 
 
 
Veranstalter: Auswärtiges Amt 

Arbeitsstab Globale Fragen 
Leiter:  Christian Much 
Sekretariat: Ulrike Ungewiß 
Werderscher Markt  1 
10117  Berlin 
Tel: 030 – 5000 1923 
gf09-s@diplo.de 

 
 

 

 


